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Kurzfassung

Der Klimawandel ist in erster Linie eine Folge des Ein-
satzes fossiler Brennstoffe (die außerdem endlich
sind, momentan allerdings noch allzu reichlich spru-

deln) und droht im 21. Jahrhundert drastische und existen-
zielle Folgen auszulösen. Dazu gehören eine prekär wer-
dende Nahrungs- und Wasserversorgung, als Folge dessen
Millionen Tote durch mangelnde Versorgung sowie durch
Kriege und Bürgerkriege um schwindende Ressourcen,
Migrationsströme, massive Naturkatastrophen explodieren-
de Öl- und Gaspreise, Abhängigkeiten von zweifelhaften
Staaten – und nicht zuletzt ökonomische Schäden in der
vielfachen Höhe dessen, was ein wirksamer Klimaschutz
kosten würde (siehe etwa Stern 2009). Deutschland und die
EU sind von den Pro-Kopf-Emissionen bei einem Vielfachen
eines dauerhaft und weltweit verträglichen Emissionsni-
veaus, und die Emissionen haben seit 1990 – wenn man
Rechenfehler beseitigt – keineswegs nennenswert abge-
nommen. Deutschland ist also nicht der vermeintliche
„Klima vorreiter“. Die bisherige Politik scheitert an man-
gelnder Ambitioniertheit, mangelnder Umsetzung, aber auch
daran, dass unser Wohlstand weiter zunimmt – und dass wir
Probleme schlicht ins Ausland verlagern. Hinzu kommt, dass
die Politik in Deutschland und Europa weiter auf Energie-
träger setzt, die mit einem modernen Energiesystem unver-
einbar sind, speziell auf die Kohle (oder noch eine Zeitlang
auf die Atomenergie).

Der BUND fordert seit längerem eine Reduktion von Treib-
hausgasemissionen um 95% gegenüber 1990 bis zum Jahr
2050 in Deutschland. Vorliegend wird ein Konzept entwi-
ckelt, wie das erreicht werden könnte. Und zwar nicht nur
beim Strom, auf den in Deutschland alle schauen, der aber
nur rund ein Viertel der Emissionen ausmacht, sondern
auch in den Bereichen Wärme, Treibstoff und stoffliche
Nutzungen (wie Mineraldünger und Kunststoffen). Konzi-
piert wird ein vollständiger Übergang von fossilen zu – weit-
gehend treibhausgasfreien – erneuerbaren Energien sowie zu
einer um den Faktor fünf erhöhten Energieeffzienz und
eine entsprechend niedrigere Energienachfrage. Voraus-
sichtlich erfordert eine erfolgreiche Energie- und Klima-
wende neben diesen besseren Technologien aber auch Ver-
haltensänderungen, insbesondere das häufigere Unterlassen

oder Einschränken bestimmter Aktivitäten wie z.B. des Flie-
gens oder des Fleischkonsums, also Suffizienz. Dies gilt erst
recht dann, wenn man einen Faktor 5 bei der Energieeffi-
zienz nicht durchgängig für erreichbar hält. Da Suffizienz
anders als bessere Technik kaum ein verkäufliches Gut dar-
stellt, stellt eine wirksame Klimapolitik nicht kurzfristig,
aber langfristig auch die Wachstumsgesellschaft in Frage.

Bei den erneuerbaren Energien wird ein möglicher Ausbau
– nicht nur für den Stromsektor – aufgezeigt, der einerseits
technisch machbar ist und andererseits Zielkonflikte etwa
mit dem Naturschutz oder der Nahrungsmittelversorgung
weitgehend vermeidet. Bei den regenerativen Energiequel-
len bietet die Windenergie die besten Möglichkeiten für ei-
nen zielkonfliktarmen, breit angelegten und kostengünsti-
gen Ausbau und sollte deshalb im Stromsektor eine zentrale
Rolle spielen. Im Wärmesektor bietet Solarthermie die Mög-
lichkeit, Dachflächen und Fassaden – also bereits versiegelte
Flächen – zu nutzen ohne zusätzliche Zielkonflikte hervor-
zurufen. Durch Photovoltaik auf Konversionsflächen werden
minderwertige Flächen für die Energiegewinnung nutzbar
gemacht. Biomasse ist ein entscheidender Energieträger zur
Produktion von Prozesswärme und als Energieträger, der
speicherbar und damit zeitlich flexibel einsetzbar ist. Wegen
vieler Probleme in der ökologischen Bilanz und der Kon-
kurrenz zur Nahrungsmittelerzeugung begrenzen wir ihre
Nutzung allerdings. Aus naturschutzfachlichen Gründen
sehen wir keinen weiteren Wasserkraftausbau vor. Im Be-
reich der Geothermie ist bislang lediglich die oberflächen-
nahe Geothermie durch Wärmepumpen wissenschaftlich so
weit entwickelt, dass sie nutzbar ist. Nach entsprechender
Prüfung könnte sich auch die Tiefengeothermie als attrak-
tiv erweisen. Um Schwankungen bei anderen Energiequel-
len auszugleichen, wird mit der Methode „Power to Gas“ un-
genutzte Wind- und Solarenergie in Kraftstoff umgewandelt,
der bei Bedarf wiederum verstromt genutzt werden kann. 

Bisher scheitert ernsthafter Klimaschutz bei PolitikerInnen,
Unternehmen und uns allen nicht allein an mangelndem
Wissen oder zu großem Eigennutzenstreben, sondern primär
daran, dass wir kollektiv in den Normalitäten einer emissi-
onsintensiven Welt gefangen sind. Eine Wende hin zu mehr
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Klimaschutz benötigt ein Wechselspiel von besseren poli-
tisch-rechtlichen Vorgaben und einem Prozess des gesell-
schaftlichen – nicht nur verbalen – Wandels. Von der Poli-
tik fordern wir eine Reihe näher dargelegter Maßnahmen,
u.a. die konsequente schrittweise Verteuerung der fossilen
Brennstoffe quer durch alle Lebensbereiche (am besten auf
EU-Ebene), den sofortigen Atomausstieg, einen mittelfristi-
gen Kohleausstieg, optimierte und Umweltschäden vermei-
dende Erneuerbare-Energien-Ausbaubedingungen, ein neues
Strommarktdesign und eine Reihe weiterer wesentlicher
Maßnahmen. Der/die Einzelne sowie Unternehmen haben
ebenfalls erhebliche individuelle Handlungsmöglichkeiten.
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Das Energie- und Klimathema markiert eine der größ-
ten Herausforderungen moderner, wachstumsori-
entierter Gesell schaften im Bemühen um Nachhal-

tigkeit. „Nachhaltigkeit“ lässt sich als das Streben nach
einer dauerhaft und auch bei globaler Nachahmung noch
durchhaltbaren Lebens- und Wirtschaftsweise definieren.
Die Diskussion um Nachhaltigkeit kreist häufig um Fragen
von Ressourcenknappheit kombiniert mit den schädlichen
Nebenfolgen der Verwendung einer knappen Ressource.

Das Energie- und Klimathema ist ein zentrales Beispiel für
diese Kombination von – grundsätzlicher – Knappheit und
Nebenfolgen und damit eine der größten, existenziellen
ökologischen und ökonomischen Herausforderungen des
21. Jahrhunderts. Das Knappheitsproblem besteht darin,
dass die moderne Lebens- und Wirtschaftsweise zentral von
fossilen Brennstoffen abhängt. Öl, Gas und Kohle (und
auch Uran) sind jedoch endlich, auch wenn wir sie bisher
zwingend für – in etwa gleichen Teilen – Strom, Wärme,
Treibstoff und stoffliche Nutzungen wie Mineraldünger
und Kunststoffe brauchen. Gleichzeitig löst die Nutzung der
fossilen Brennstoffe – und dies ist auf absehbare Zeit das
eigentliche und zentrale Problem – die schädliche Neben-
folge menschgemachter Klimaveränderungen aus. Neben
der Nutzung der fossilen Brennstoffe ergeben sich insbe-
sondere aus dem Bereich Landnutzung Treibhausgasemis-
sionen. Das Klimaproblem steht aktuell gegenüber dem
Endlichkeitsproblem bei weitem im Vordergrund. Denn
aktuell werden immer neue Vorkommen fossiler Brenn-
stoffe erschlossen, so dass zeitweise sogar deren Preise
sinken (auch wenn solche kurzfristigen Entwicklungen die
langfristige Endlichkeit nicht adäquat abbilden).

Das vorliegende Papier zeigt auf, wie die Ziele von Klima -
schutz, Atomausstieg und Ressourcenschonung mit ei-
nem Szenario, das auf eine effiziente Energieversorgung
aus 100% auf erneuerbaren Energien aufbaut, verbunden
mit der Minimierung der Flächennutzung sowie angepas-
sten Auswirkungen auf den Natur- und Umweltschutz
realisiert werden kann. Dazu gehört auch die Frage nach
den politisch-rechtlichen Instrumenten und den Akteuren.
Dabei werden alle Einsatzbereiche von Energie betrachtet.
Das Konzept denkt also etwa auch die Bereiche Landwirt-

schaft und Verkehr mit; es ersetzt aber kein umfassendes
Landwirtschafts- oder Verkehrskonzept, das beispielsweise
die vielen anderen Umweltprobleme jener Sektoren jenseits
der Klimafrage ausführlich berücksichtigen müsste.

Obwohl die Energiewende zu viel medialer und politischer
Aufmerksamkeit führt, ist bislang kein konsequenter Weg
in Richtung Nachhaltigkeit eingeschlagen worden. Die
aktuelle Energieversorgung muss grundlegend verändert
werden. Insbesondere ist festzuhalten: 

1. Der Klimawandel als Folge des Einsatzes fossiler Brenn-
stoffe droht im 21. Jahrhundert drastische und exi-
stenzielle Folgen auszulösen wie eine prekär werdende
Nahrungs- und Wasserversorgung, als Folge dessen
massives menschliches Elend durch mangelnde Ver-
sorgung sowie durch Kriege und Bürgerkriege um
schwindende Ressourcen, Migrationsströme, massive
Naturkatastrophen langfristig (nicht kurzfristig!) deut-
lich steigende Öl- und Gaspreise – und nicht zuletzt
ökonomische Schäden in der vielfachen Höhe dessen,
was ein wirksamer Klimaschutz kosten würde. Diese
Entwicklung abzuwenden, ist das zentrale Anliegen
dieses Energie- und Klimakonzepts.

2. Daneben besteht wie gesagt das Problem der Ressour-
cenendlichkeit: Jedenfalls Erdöl und -gas (und Uran)
werden in absehbarer Zeit nicht mehr verfügbar sein.
Die zunehmende Ressourcenknappheit, insbesondere
fossiler Energiequellen führt auch zu einer Nutzungs-
konkurrenz. Insbesondere Erdöl wird auch für diverse
stoffliche Verfahren genutzt, z.B. zur Herstellung von
Kunststoffen und Düngemitteln. Auch langfristig stei-
gende Öl- und Gaspreise sind bei einer immer weiter zu-
nehmenden Knappheit der Ressourcen abzusehen – wie-
derum mit unkalkulierbaren Folgen wie Kriegen um
die schwindenden Ressourcen und gewaltigen Natur-
zerstörungen, bei dem Versuch, auch den letzten Rest
der Ressourcen nutzbar zu machen. Kurzfristig sind
diese Effekte noch wenig spürbar, zeitweise gibt es so-
gar sinkende Preise aufgrund neu erschlossener Quellen
(oft verbunden mit sehr kritisch zu sehenden Gewin-
nungsmethoden wie Fracking).

1 Probleme der aktuellen Energieversorgung: 
mangelnde ökologische und ökonomische
Tragfähigkeit
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3. Neben Treibhausgasemissionen gibt es bei der Energie-
gewinnung mit fossilen Brennstoffen weitere schädliche
Nebenwirkungen. So entstehen belastender Feinstaub
und weitere diffuse Emissionen, die Gesundheit, Böden
und Gewässer belasten – etwa Quecksilber in Flüssen
aufgrund von Kohlekraftwerken sowie Waldschäden.
Auch der Wasserverbrauch fossiler Kraftwerke ist im-
mens. Auch die Braunkohle mit ihren besonders natur-
zerstörenden und zudem oft menschliche Siedlungen
zerstörenden Abbauformen spielt bisher im Stromsek-
tor eine zentrale Rolle. Auch Havarien auf Ölplattformen
oder Waldschäden durch Verbrennungsprozesse von
Öl, Kohle und Gas sind zu nennen. Die fossilen Energien
sind dabei nicht einmal volkswirtschaftlich eine sinn-
volle Option, wenn man ihre gesamten Kosten wie Kli-
maschäden, Landschaftszerstörung, Beeinträchtigung
des Grundwassers (gerade bei der Braunkohle) u.a.m.
einbezieht. Diese Kosten werden bisher zu großen Tei-
len von der Gesellschaft statt von den Unternehmen ge-
tragen.1

4. Atomkraft ist äußerst anfällig für Störungen. Sowohl
Fehler im Betriebsablauf als auch externe Faktoren wie
Anschläge, Naturereignisse, etc. können fatale Folgen
haben und gefährden Menschen und Natur gleicher-
maßen. Dabei ist auch Uran eine endliche Ressource, die
nach Deutschland importiert wird. Mit ihrem Abbau und
Transport ist Atomenergie auch nicht zwangsläufig,
wie weithin angenommen, frei von Treibhausgasemis-
sionen. Zudem existiert absehbar keinerlei Möglich-
keit, den Atommüll angemessen zu lagern (und die
Endlagerung erzeugt absehbar massive Kosten). 

5. Bei der heutigen Energieversorgung sind wir abhängig
von Energieimporten aus aller Welt. Dies bezieht sich ei-
nerseits auf den Import von Rohstoffen, wie Steinkohle,
Uran, Erdöl und -gas, aber auch auf räumlichen Verla-
gerungseffekten, also den Import von im Ausland un-
ter Energieaufwand hergestellten Gütern.

6. Unsere Energieversorgung ist in zweifacher Hinsicht
zentralisiert. Zum einen liegt die Energieproduktion in
der Hand weniger mächtiger Konzerne, zum anderen
wird ein Großteil unseres Stroms in zentralisierten Groß-
kraftwerken gewonnen. Es ist mindestens offen, ob ein
zentralisiertes Energiekonzept nicht schon aus demo-
kratischen Gründen zugunsten einer stärker dezentralen
Struktur überdacht werden müsste.

7. Bei der Energieerzeugung und -verteilung in Deutsch-
land gibt es ferner ein Demokratiedefizit: BürgerInnen
haben nur wenig Einfluss auf die Art und Weise, wie
ihre Energieversorgung sichergestellt wird. Energiepo-
litik geschieht zumeist hinter geschlossenen Türen und
aufgrund intransparenter Strukturen zwischen Ener-
giewirtschaft und PolitikerInnen. Den Preis dafür zah-
len VerbraucherInnen. 

Aus diesen Gründen brauchen wir eine Energie- und Kli-
mawende – zunächst in den Industriestaaten, nach einem
gewissen Aufholprozess in den Schwellenländern aber
auch weltweit – in mehrfacher Hinsicht: Mit einer Ener-
giewende – wohlgemerkt nicht nur beim Strom – geht es
um einen Umstieg von fossilen Brennstoffen Öl, Gas und
Kohle (sowie Uran) auf erneuerbare Energien. Es geht al-
lerdings auch darum, Energie effizienter einzusetzen. Und
teilweise (dazu unten) geht es auch um Verhaltensände-
rungen. Deutschland muss in diesem Rahmen seinen Bei-
trag zur Energie- und Klimawende leisten. Auch und ge-
rade hier bei uns müssen die Treibgasemissionen
ent sprechend reduziert werden (zur Rolle verschiedener
Länder für die Klimagerechtigkeit siehe auch BUND
2015b). Die Bundesrepublik muss dazu insbesondere aus
der zerstörerischen Braunkohleverstromung aussteigen,
einen Weg zur Versorgung mit erneuerbaren Energien für
Strom und Wärme finden, eine Verkehrsstrategie erarbei-
ten, mit deren Hilfe sich Verkehr auch in Zukunft unab-
hängig von fossilen Energieträgern organisieren lässt und
die Landwirtschaft nachhaltig reformieren.
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Um die beschriebenen dramatischen Folgen mög-
lichst weitgehend zu vermeiden, werden von EU
und Bundesregierung Ziele wie bis zu 95% Treib-

hausgasemissionsreduktion bis 2050, meist gemessen am
internationalen Basisjahr 1990, avisiert. Das bedeutet de
facto einen Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen, da in
der Landnutzung, selbst wenn diese ohne fossil basierten
Dünger betrieben würde, zumindest einige Emissionen stets
verbleiben. Es geht also zugleich um ein Ziel von 100%
erneuerbaren Energien bei Strom, Wärme und Mobilität –
und um einen vollständigen Ausstieg aus den fossilen
Brennstoffen auch bei den bisherigen stofflichen Nutzun-
gen in Bereichen wie Dünger und Kunststoffe. Wir fordern
ebenfalls eine Reduktion von Treibhausgasemissionen um
95|% gegenüber 1990 bis zum Jahr 2050 in Deutschland
(siehe schon BUND 2009a; jetzt auch die BUNDposition
zur Klimagerechtigkeit im zukünftigen internationalen Kli-
maschutz: BUND 2015b). Die Basis ist das Ziel, die globa-
le Erwärmung, gemessen am industriellen Temperaturni-
veau, möglichst auf 1,5 Grad Celsius zu beschränken, da
nur so die in Abschnitt 1 beschriebenen drastischen Fol-
gen des Klimawandels zumindest zum großen Teil ver-
mieden werden können (näher begründet und hergeleitet
in BUND 2015b). Dies ist angesichts der langsamen Reak-
tionsgeschwindigkeit des Globalklimas und der Masse an
bereits freigesetzten Emissionen ein sehr anspruchsvolles
Ziel, doch sind die drohenden Folgen des Klimawandels
so verheerend, dass maximale Anstrengungen geboten
sind. Diese dürfen allerdings nicht mit Mitteln bewirkt wer-
den, die ähnlich große Risiken heraufbeschwören – der
BUND lehnt vielmehr einige technische Optionen und ins-
besondere die Atomenergie aus diversen Gründen nach-
drücklich als bei weitem zu riskant ab (näher Abschnitt 3)
und fordert insbesondere einen sofortigen Atomausstieg.

Es besteht wegen des anspruchsvollen Ziels, das man
leicht aus den Augen verlieren könnte, die Notwendigkeit
klarer Zwischenziele. Sinnvoll erscheint es, als Zwischen-
ziel eine Reduktion von 45% oder mehr bereits 2020 zu er-
reichen (siehe dazu BUND 2012). Mögliche weitere Zwi-
schenziele wären zwischen minus 65% und minus 80% bis
20302 und minus 90 % bis 2040 (siehe schon BUND

2015b). Wegen der viel leichteren Erreichbarkeit der Treib-
hausgasfreiheit im Stromsektor verglichen mit den Sekto-
ren Wärme, Mobilität und stoffliche Nutzungen fossiler
Brennstoffe erscheint es ferner grundsätzlich möglich, den
Stromsektor bereits im Jahr 2030 treibhausgasfrei zu be-
treiben.3

Treibhausgasreduktionen in dem Maß sind keine Wenn-
dann-Aussage, der man sich entziehen kann, wenn man
die beschriebenen Schäden eben doch für hinnehmbar
hält. Es besteht vielmehr ein ethisches und rechtliches
Gebot, die beschriebenen dramatischen Folgen zu ver-
meiden und die Emissionen drastisch zu reduzieren. Der
BUND hat dies in seiner Klimagerechtigkeits-Position ein-
schließlich der darin enthaltenen Verteilungsfragen näher
dargelegt und fasst dies hier nur kurz zusammen (BUND
2015b). Dies besteht, obwohl die Energienutzung und der
dazugehörige Lebens- und Produktionsstil durch die
Grundrechte auf Unternehmens- und Konsumentenfreiheit
sowie Eigentum erst einmal gedeckt ist, die Energienut-
zung also im Prinzip „frei“ ist. Umgekehrt gibt es jedoch
die menschenrechtliche Garantie für die Freiheitsvoraus-
setzungen Leben, Gesundheit und Existenzminimum. Und
es steht nicht im Belieben der auf Menschenrechten ba-
sierenden freiheitlichen Demokratie, zugunsten von den
genannten wirtschaftlichen Grundrechten gedeckten Zie-
len (etwa kurzfristiger Reichtum) Zustände herbeizuführen,
die jenem System absehbar die Grundlage zu entziehen
drohen. Deswegen hat der langfristige Existenzschutz der
Menschheit gegen die Gefahren des Klimawandels hier klar
Vorrang. Und da gleichzeitig zumindest geringe Emissio-
nen für menschliches Leben unvermeidbar sind, dürfte es
naheliegen, für die verbleibenden möglichen Emissionen
ein gleiches Emissionsrecht pro Kopf aller Menschen welt-
weit anzunehmen (ausführlicher dazu BUND 2015b).

Ein globales Temperaturziel wie 1,5 oder gar 2 Grad Cel-
sius ist dabei keineswegs schadlos für den Menschen;
schon heute sind verstärkte Dürren etwa in Afrika zu be-
obachten. Ein solches Ziel ist daher nicht radikal und
auch nicht etwa einseitig im Verhältnis zu möglichen an-
deren Politikzielen, sondern realistisch im Hinblick auf die

2 Energieziele, Klimaziele, Atomausstieg und ihre 
Abstimmung mit weiteren ökologischen und 
sozialen Zielen
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sonst drohenden, auch ökonomisch desaströsen Folgen (zu
alledem Ekardt 2015). Für diese Schäden müssen die Pro-
duzentInnen und KonsumentInnen etwa fossiler Energie
einstehen – dieser als Verursacherprinzip bekannte Ge-
danke ist eine direkte Folge der Menschenrechte, denn wer
Selbstbestimmung beansprucht, muss auch für die Folgen
etwa in Form von Klimaschäden finanziell einzustehen be-
reit sein. Ein wesentliches Ziel der Energie- und Klimapo-
litik muss es deshalb auch sein, dass die Energiepreise die
ökologische Wahrheit sagen, dass sie also die Kosten, die
volkswirtschaftlich etwa durch Klimaschäden entstehen,
nicht länger ausblenden. Ebenfalls realistisch ist es, wenn
es der BUND als Ausdruck des menschenrechtlichen Exis-
tenzminimums auffasst, dass dauerhaft alle Menschen
weltweit bezahlbare Energie im lebensnotwendigen Um-
fang zur Verfügung haben sollen (BUND 2015b). Mit Plan-
wirtschaft, wie es VertreterInnen angemessener Klima-
schutzziele manchmal vorgeworfen wird, wenn sie aus
solchen Zielen (wie im vorliegenden Konzept) dann kon-
krete Maßnahmen ableiten, hat all das also nichts zu tun.
Es geht vielmehr um die menschliche Existenz, die Wah-
rung unserer Freiheit und um Gerechtigkeit bei den Kos-
ten von Umweltzerstörung.

Deutschland und die EU sind von den Pro-Kopf-Emissio-
nen und von den vermeintlichen Reduktionsleistungen
her (die bisher vollständig durch günstige Zufälle wie die
Produktionsverlagerung in Schwellenländer, die Finanz-
krise und den DDR-Industriezusammenbruch 1990 be-
dingt sind) keinesfalls „Vorreiter“. In der Summe sind bei-
spielsweise allein die Produktionsverlagerungen aus der EU
heraus in den zwei Jahrzehnten nach 1990 höher ausge-
fallen als die gesamte statistische Emissionsreduktion der
EU von rund 10% (Edenhofer u. a. 2011, näher dazu Ab-
schnitt 7). Das bedeutet nicht, dass die völkerrechtlich vor-
geschriebene und zwecks präziser Emissionserfassung na-
hezu alternativlose Zählung von Emissionen nach dem
Territorialprinzip vom BUND abgelehnt wird. Dennoch
muss das Ausmaß nationaler Klimaschutzanstrengungen
– und auch von Finanzierungsleistungen für Klimaschutz
und Klimawandelanpassung in anderen Ländern – auch in
Kenntnis dieser Verlagerungseffekte bestimmt werden (nä-
her dazu BUND 2015b).

Nicht genau vorgegeben ist mit den genannten Energie-
und Klimazielen, welche von verschiedenen Strategien
gewählt werden sollte; deshalb entwickeln wir vorliegend
ein eigenes mögliches Szenario. Ein Szenario ist dabei
keine Zukunftsprognose, sondern das Aufzeigen einer
möglichen, gewollten Zukunft. Nachhaltigkeit darf zu-
dem nicht auf Klima- und Energiefragen reduziert werden;
weitere Ressourcen wie Wasser und Phosphor sind exis-
tenziell wichtig und werden ebenfalls massiv übernutzt.
Und dass beispielsweise die Stickstoffemissionen aus Dün-
ger, Verkehr, Massentierhaltung, Kohlekraftwerken und
weiteren Quellen zu hoch sind, schädigt nicht nur das
Klima. Es fördert auch Bodendegradation, Grundwasser-
verseuchung und Krebserkrankungen. Die entsprechenden
Emissionen sind wiederum getrieben durch den Einsatz
fossiler Brennstoffe.

Das bedeutet zweierlei: Erstens kann eine ernsthafte Ener-
gie- und Klimawende auch weitere Umweltprobleme einer
Lösung näherbringen. Zweitens kann es aber auch Ziel-
konflikte geben. Wir möchten auch – nicht zuletzt im
menschlichen und wiederum durch die Menschenrechte
fundierten Interesse – stabile Ökosysteme weltweit erhal-
ten und in der Landwirtschaft schrittweise auf den Öko-
landbau umsteigen, der mehr Fläche benötigt als die kon-
ventionelle Landwirtschaft. Deswegen muss die Fläche
für die Energieerzeugung begrenzt bleiben, und es müssen
die Ökosysteme möglichst wenig in Anspruch genommen
werden, nicht nur, aber besonders dort, wo es um wertvolle
Ökosysteme geht. Dies begrenzt beispielsweise die Mög-
lichkeit des Energiepflanzenanbaus, die mit dem Ökosys-
temschutz und der Sicherung der Welternährung in Kon-
flikt geraten kann. Auf einzelne Probleme etwa beim
Naturschutz wird in Abschnitt 5 eingegangen. Dass der
BUND zudem einige Technologien von vornherein als Irr-
wege und nicht als mögliche Beiträge zur Energiewende
ablehnt, wird in Abschnitt 3 betrachtet.
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Vielfältige technische Optionen wie erneuerbare
Energien und Energieeffizienz werden diskutiert.
Darunter finden sich auch problematische Schein-

lösungen wie Kohlenstoffabscheidung und -lagerung
(CCS)4 und Atomenergie.

Um den vielfältigen Problemen, die mit unserer aktuellen
Energieversorgung verknüpft sind, zu begegnen, bedarf es
eines grundlegenden Umdenkens in Bezug auf Erzeugung
und Verbrauch von Energie. Insbesondere erfordert eine
erfolgreiche Energie- und Klimawende aller Voraussicht
nach neben besserer Technik (erneuerbare Energien, Ener-
gieeffizienz) auch Verhaltensänderungen, insbesondere
das häufigere Unterlassen oder Einschränken bestimmter
Aktivitäten wie etwa des Fliegens oder des Fleischkonsums,
also Suffizienz, generell also mehr Mäßigung an manchen
Stellen des Lebens. Sicherlich sind künftige technologische
Entwicklungen und damit auch deren Problemlösungs-
ausmaß nie mit Sicherheit vorauszusagen, so dass eine rein
technische Lösbarkeit des Energie- und Klimaproblems
nicht völlig ausgeschlossen ist.5 Und es erscheint aus
mancherlei Gründen zumindest vordergründig betrachtet
attraktiv, Umweltprobleme wie den Klimawandel rein
technisch lösen zu wollen. Denn neue Technik lässt sich
verkaufen und schafft Arbeitsplätze, wogegen Verhal-
tensänderungen häufig bedeuten, Güter aus dem Markt zu
nehmen und damit letztlich das auf Wachstum ausge-
richtete Wirtschaftsmodell generell in Frage zu stellen. Zu-
dem kann ein rein technischer Wandel bequemer und
deshalb leichter umsetzbar sein als das Umstellen von
Verhaltensweisen. Das gilt, obwohl Suffizienz keineswegs
das Ziel hat, schlechter zu leben – eine größere Umsich-
tigkeit im Verhalten kann gerade auch mehr Zufriedenheit
bedeuten, wenn ein ständig wachsender Konsum und Sta-
tussymbole künftig vielleicht eine geringere Rolle spielen.6

Auch gesundheitlich kann es Vorteile bieten, beispielsweise
Optionen wie das Fahrrad öfter dem Auto vorzuziehen oder
eine fleischarme Ernährung zu versuchen.

Dennoch sprechen neben weiteren Aspekten das Proble-
mausmaß beim Klimawandel (gemessen an bisher be-
kannten Innovationsgeschwindigkeiten) und die fehlende

technische Lösbarkeit bestimmter Problembereiche gegen
die optimistische Vorstellung, ohne Verhaltensänderungen
respektive Suffizienz und damit auch ohne Verzicht auf
Wirtschaftswachstum auszukommen. Manche technische
Optionen wie CCS, Atomenergie, Geo-Engineering7 u.a.m.
empfehlen sich zudem nach Auffassung des BUND von
vornherein aus einer Reihe von Gründen nicht, die teil-
weise auch mit dem Nachhaltigkeitsgedanken und seiner
Orientierung auf langfristige Handlungsfolgen zu tun ha-
ben. Ferner ist bereits die technische Realisierbarkeit sol-
cher Optionen wie CCS mit massiven Zweifeln behaftet,
weswegen der BUND dieses Feigenblatt der in vielfacher
Hinsicht umweltschädlichen Kohle (dazu Abschnitt 1)
strikt ablehnt (BUND 2015b). Bei CCS besteht ferner das
Problem, dass sie die Kohle im Markt halten soll, die als
Brückentechnologie der Energiewende verkauft wird, ob-
wohl sie den Ausbau der erneuerbaren Energien eher ver-
zögert. Zudem löst CCS gravierende weitere ökologische
Folgen für Grundwasser und Böden aus und bringt das Ri-
siko gravierender Unfälle mit sich.

Ebenso lehnt der BUND seit langem die Atomenergie strikt
ab angesichts ihres Risikos von großen Unfällen mit un-
überschaubaren Folgen, ihrer ungelösten (und potenziell
extrem kostspieligen) Zwischen- und Endlagerungsfrage,
aber auch wegen des Attentatsrisikos und ihrer Über-
schätzung angesichts des nur rund 3% betragenden An-
teils an der Weltenergieversorgung (siehe schon Abschnitte
1 und 2. Auch die von manchen propagierte Kernfusion
fällt eher in die Kategorie technischer Scheinlösungen. Die
Kernfusion verspricht kurzlebigeren radioaktiven Abfall,
aber in weitaus größerer Menge. Kernfusion bedarf einer
Energiewirtschaft, die noch kapitalintensiver ist und noch
mehr auf zentralistischen Monopol-Strukturen basiert als
bisher. Und es ist bisher wenig naheliegend, überhaupt von
einer Verfügbarkeit der Kernfusion in nächster Zeit aus-
zugehen. Mehr noch: Wir zeigen im vorliegenden Ener-
giekonzept, dass genügend andere energiepolitische Op-
tionen bereitstehen, die im Gegensatz zur Kernfusion keine
überteuerten und riskanten Lösungen für die Zukunft dar-
stellen.

3 Strategien: Die Energie- und Klimawende erfordert
Technik und Verhaltensänderungen (Suffizienz) –
und den Verzicht auf technologische Irrwege
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Wenn Emissionsreduktionsziele von etwa 95% erreicht
werden sollen, denken allerdings manche, dass der Strom-
und Wärmesektor negative Emissionen, also mehr als
100% Klimagasreduktion, leisten muss. Denn etwa die
Landnutzungsemissionen würden selbst in einer Welt ohne
fossile Brennstoffe nennenswert bleiben, und auch Bio-
energie würde selbst bei deutlichem technischem Fort-
schritt möglicherweise nicht treibhausgasfrei werden. Ne-
gative Emissionen könnten etwa dann entstehen, wenn
man Bioenergieanlagen mit Kohlenstoffabscheidung (Bio-
CCS) betreiben oder massiv auf Aufforstungen etwa von
Brachflächen zusätzlich (!) zu den anderen klimapoliti-
schen Maßnahmen setzen würde. Wie bereits im Rahmen
der aktuellen Klimagerechtigkeits-Position (BUND 2015b)
klargestellt, lehnen wir solche Wege freilich u.a. wegen der
generellen Skepsis gegen CCS strikt ab und plädiert dort
eher dafür, die ohnehin nötige Finanzierung von Klima-
schutzmaßnahmen in den Entwicklungsländern zu stärken
(näher dazu BUND 2015b).

So wie insgesamt der Landnutzungssektor (abgesehen von
seiner – bisherigen – Verknüpfung mit den fossilen Brenn-
stoffen) jenseits kurzer Ausführungen in Abschnitt 7 nicht
näher behandelt wird, wird auch die Möglichkeit von Auf-
forstungen bzw. unterlassenen Landnutzungsänderungen
als Emissionsverringerungsmaßnahme vorliegend nicht
näher erwogen. Die diesbezüglichen Handlungsmöglich-
keiten zumindest in Deutschland erscheinen ohnehin als
sehr begrenzt (Ekardt 2015). Dass auch hier dennoch durch
die Schaffung von Senken die Treibhausgasbilanz zumin-
dest ein wenig verbessert werden kann, wird im Abschnitt
7 in Ansätzen berücksichtigt werden.
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4.1 Warum ein Szenario? Die postfossile Energiezukunft
greifbar machen

Welche Energiezukunft erscheint vor den vorstehenden
Hintergründen für Deutschland möglich, um die Ziele ei-
nes Ausstiegs aus den endlichen Brennstoffen sowie einer
weitgehenden Freiheit von Treibhausgasen zu erreichen?
Wir haben hierzu ein Szenario für das Jahr 2050 entwi-
ckelt, welches bewusst nicht – wie viele Diskussionsbei-
träge – allein den Stromsektor einbezieht. Wir wollen mit
unserem Szenario ganz konkret zeigen, wie wir das ge-
samte Energiesystem umgestalten müssen, wenn wir un-
sere klimapolitischen Zielsetzungen wirklich erreichen
wollen. Und vor allen Dingen wollen wir zeigen: Eine
nachhaltige Energiezukunft in Deutschland ist möglich!

Ein Szenario ist natürlich keine Zukunftsprognose, sondern
das Aufzeigen einer möglichen, gewollten Zukunft im
Lichte der in Abschnitt 2 dargestellten Ziele. Dabei hat ein
Szenario den großen Vorteil, dass es nicht nur einen abs-
trakten Möglichkeitsraum, sondern auch konkret denkbare
Entwicklungspfade zeichnen kann. Um das Szenario mög-
lichst greifbar zu machen, arbeitet es mit konkreten Zah-
len und vorhandenen Daten. Diese beruhen an einigen
Stellen unvermeidlich auf Vereinfachungen, weil manche
Sachverhalte zwar bekannt, aber schwer in Zahlen zu fas-
sen sind. Daher gehen wir zweistufig vor: Wir entwickeln
zunächst in den Abschnitten 5 und 6 ein konkretes Sze-
nario aus Berechnungen, die auf verfügbarem Zahlenma-
terial basieren.8 Dieses ergänzen und korrigieren wir dann
im Abschnitt 7 dahingehend, dass wir weitergehende, aber
schwer exakt zu messende Faktoren integrieren. Die hier
dargestellte Energiezukunft orientiert sich am in Abschnitt
2 entwickelten Ziel einer vollständigen Ersetzung der fos-
silen Brennstoffe. Trotzdem soll schon an dieser Stelle her-
vorgehoben werden, dass auch dies kein Null-Emissions-
Szenario wäre. Denn über Prozessemissionen und über
Landnutzungsemissionen wurde – jenseits des Einsatzes
fossiler Stoffe etwa für Dünger – noch nichts gesagt. Zur
Landnutzung wird jedoch am Ende des Konzeptes eine er-
gänzende Aussage getroffen. 

Das Szenario wurde mit Hilfe des von Hans-Heinrich
Schmidt-Kanefendt entwickelten Programms 100prosim
erstellt.9 Das Besondere an diesem Programm zur Model-
lierung von Energiezukunfts-Szenarien ist, dass es das zu
erreichende Ziel und dessen Machbarkeit als Ausgangs-
punkt wählt und nicht, wie viele andere Szenarien, den
Status quo der heutigen Energienachfrage. Dafür geht es
von den absolut limitierenden Faktoren für eine nachhal-
tige Energieversorgung aus und zeigt unter deren Be-
rücksichtigung mögliche, aber auch notwendige Entwick-
lungspfade auf: Erster gedanklicher Ausgangspunkt ist
die klimapolitische Notwendigkeit einer mittelfristigen
vollständigen Dekarbonisierung unserer gesamten Ener-
gieversorgung (siehe Abschnitt 2). Es geht also um die 
Modellierung einer zu 100% auf erneuerbaren Energien
basierenden Energiezukunft. Die zweite fundamentale
Ausgangsgröße des Szenarios ist die Fläche, die für die Be-
reitstellung dieser zukünftigen Energieversorgung zur Ver-
fügung steht. Denn, ganz einfach ausgedrückt: Wir dürfen
nicht mehr fossile Energie verbrauchen, als unser Klima
aushält – wir können aber gleichzeitig auch nicht mehr re-
generative Energie für die Zukunft einplanen, als wir in der
Lage sind, zu erzeugen. Ist es nicht möglich, mit der be-
rechneten zur Verfügung stehenden Fläche ausreichend
Energie bereitzustellen, muss demnach in der Modellierung
die Fläche vergrößert oder die Energienachfrage gesenkt
werden – entweder durch eine technisch zu steigernden
Energieeffizienz oder durch Verhaltensänderungen, letzt-
lich also Mäßigung (Suffizienz).10 Bei alldem sind, um zu
einem realistischen Szenario zu gelangen, auch sonstige
politische Ziele zu berücksichtigen, etwa die Unterschutz-
stellung bestimmter Gebiete oder die Vermeidung der Ri-
siken, die mit der Nutzung einzelner erneuerbarer Ener-
gieträger einhergehen. In der Entwicklung des Szenarios
wird also letztlich Schritt für Schritt eine grundlegende
Abwägung über die Nutzung der zur Verfügung stehenden
Flächen und der damit zu erzeugenden Energie vorge-
nommen – im Sinne dauerhaft tragfähiger Lebensum-
stände, vgl. hierzu Abschnitt 2.

4 Ein Energieszenario für Deutschland: Methode,
Grundannahmen und Grenzen
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4.2 Methode: Das Programm 100prosim
Um Aufschluss zu gewinnen über die Möglichkeiten, Gren-
zen und Bedingungen eines postfossilen Energiesystems in
Deutschland, wird durch 100prosim im Wesentlichen eine
(fiktive) Jahres-Energiebilanz im postfossilen Zeitalter mo-
delliert. Entscheidend ist dabei, dass die Methode neben
dem Stromsektor auch die übrigen Energiesektoren um-
fasst, und dabei neben den privaten Haushalten auch die
Verbrauchssektoren Gewerbe/Handel/Dienstleistungen, In-
dustrie und Verkehr in die Betrachtung einschließt. Damit
wird eine Gesamtenergiebilanz möglich. Diese erfolgt dif-
ferenziert nach Anwendungsart; erfasst sind dabei die
folgenden Bereiche: Strom (Kraft/Licht/Information/Kom-
munikation/ Kälte), Niedertemperaturwärme (Raumwärme/
Warmwasser), Prozesswärme (über 100 Grad Celsius für
Herstellungsprozesse) sowie Antriebsenergie im Verkehrs-
bereich (Kraftstoffe, Strom). Da für eine solche Gesamt-
energiebilanz die naturräumlichen Gegebenheiten und die
erwartbaren technischen Möglichkeiten maßgeblich sind,
erfolgt die Szenario-Modellierung maßgeblich auf dieser
physischen Grundlage.

Die Methodik geht demzufolge zunächst von der Flä-
chenstruktur Deutschlands aus. Dafür sind bereits ver-
schiedene Größen in das Programm eingespeist, die auf der
Grundlage verfügbarer statistischer Datensätze ermittelt
wurden (näher dazu unter 4.3). Auf dieser Grundlage wer-
den für die verschiedenen Energiegewinnungsflächen ver-
tretbar erscheinende Zielansätze getroffen, also festge-
legt, wie viel Fläche für welche Energieerzeugungsart
genutzt werden soll oder kann. Hierbei müssen etwaige
sonstige die Flächennutzung und die Energieerzeugung be-
treffende Ziele (Schutzgebiete, unterschiedlich intensive
Nutzung unterschiedlicher Energieträger u. ä.) natürlich
mitgedacht werden. Das Programm beinhaltet zur Unter-
stützung einer nach heutigem Erkenntnisstand angemes-
senen Festlegung der Zielansätze Vorgaben für technik-
spezifische und Leitlinien für regionsspezifische Größen.
Diese kontinuierlich erweiterte und an aktuelle Erkennt-
nisse angepasste Wissensbasis beruht auf einer umfassen-
den Auswertung vorhandener wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Datensätze. Das Programm wird in

Hin blick auf technologische und wissenschaftliche Ent-
wicklungen fortlaufend aktualisiert und wurde auf dem ak-
tuellen Stand in der Version von Anfang 2015 verwendet.
Die Beiträge, die die verschiedenen erneuerbaren Energie-
träger in unserem Ziel-Szenario leisten, werden in Ab-
schnitt 5.1 bis 5.5 näher dargestellt. Die fluktuierende
Stromerzeugung aus den künftigen Hauptquellen Wind
und Solarstrahlung erfordert außerdem in zunehmendem
Maße den Einsatz von Stromspeichertechnologien zur Ab-
sicherung einer kontinuierlichen Bedarfsabdeckung. Die
Modellierung umfasst daher eine dynamische Simulation
in Tagesscheiben zur Ermittlung des besonders kritischen
Langzeitspeicherbedarfs, um die dadurch entstehenden
Verluste in der Energiebilanz angemessen berücksichtigen
zu können. Diese Aspekte bilden wir in Abschnitt 5.6 ab.

Mit dem – ebenfalls aus vorhandenem Datenmaterial zu ent-
nehmenden – jeweiligen Energieertrag pro Hektar lässt sich
aus den im ersten Schritt festgesetzten Zielansätzen der ver-
schiedenen Energieträger dann die resultierende potenzielle
Jahres-Energieproduktion bestimmen. Durch den Abgleich
mit dem Status quo der Energienachfrage in Deutsch  land
kann der „Deckungsgrad“ zwischen unserem jetzigen Ener-
giekonsum und der je nach Zielansätzen variierenden mög-
lichen postfossilen Energieproduktion bestimmt werden.
Die Energienachfrage bemisst sich dabei nach dem durch-
schnittlichen deutschen Pro-Kopf-Verbrauch. Das Verhält-
nis zwischen Nachfrage und Deckungs grad gibt Aufschluss
darüber, wie hoch die Einspar-Notwendigkeiten in den ver-
schiedenen Zielansatz-Variationen ausfallen. Diese müssen
durch technische Maßnahmen zur Effizienzsteigerung oder
durch Verhaltensänderungen (Suffizienz) erbracht werden.
Die Methodik unterstützt daher die Modellierung der heu-
tigen Energienutzung und verschiedener Möglichkeiten ei-
ner künftigen Nachfrageminderung. Das nach Einbezug
möglicher Effizienzmaßnahmen letztlich verbleibende De-
ckungsdefizit markiert also die not wen digen Suffizienzan-
strengungen im Verhältnis zu unserem heutigen Energie -
konsum. Die errechneten Notwendigkeiten zur Senkung
des Energiekonsums in unserem Ziel-Szenario sind in Ab-
schnitt 6 dargestellt.
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Die beschriebene Szenario-Modellierung nach 100prosim
zeigt, wie eine klimaverträgliche Energiezukunft in
Deutschland im Zeithorizont 2050 ganz konkret aussehen
könnte. Denn sie ermittelt rechnerisch – aufgesetzt auf be-
stehendes Datenmaterial und unter Berücksichtigung des
eigenen Zielprofils – welche Schritte notwendig sind, um
unter den gegebenen und zukünftig angestrebten Bedin-
gungen tatsächlich ein postfossiles Energiesystem zu ver-
wirklichen. Insgesamt entwickelt sich das Szenario damit
vom zu erreichenden Ziel her und macht deutlich, was zu
dessen Erreichung getan werden muss. Es stellt also nicht
etwa ein umweltpolitisches Wunschkonzert oder eine Uto-
pie dar, sondern skizziert die zwingend nötigen und gleich-
zeitig machbaren Schritte hin zu einer nachhaltigen Ener-
giezukunft.

Nicht leistbar – für den BUND, wegen der Komplexität der
wirtschaftlich-technischen Zusammenhänge (und der Frei-
heitlichkeit unserer Gesellschaft) wohl aber auch sonst für
niemanden – ist es demgegenüber, im Stil von Jahres-
scheiben genau für den Zeitraum bis 2050 anzugeben, in
welchen kleinteiligen Schritten sich die Zusammensetzung
des Energiemixes und die Situation bei Effizienz und Suf-
fizienz wie verringert. Das Konzept ersetzt deshalb keine ta-
gespolitischen Stellungnahmen des BUND zu aktuellen
Vorgängen. Es gibt allerdings auf der Ebene der Politikin-
strumente in Abschnitt 10.1 einen Weg an, der jedenfalls
das Absenken der Emissionen recht genau planbar machen
würde. Bei alledem ist das Konzept natürlich offen dafür,
je nach Fortgang z.B. der technischen Entwicklung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt fortgeschrieben zu werden.

4.3 Grundannahmen in unserem Szenario:
Flächendaten und Nutzungskonkurrenzen

Grundlage für die Berechnungen in unserem Szenario ist
– wie in 4.2 dargestellt – die Frage, wie viel Fläche für die
Energiegewinnung bereitgestellt werden soll bzw. kann. Es
wird also zunächst ermittelt, welche Flächen zur Deckung
einer bestimmten Energienachfrage nötig wären und wel-
che Flächen demgegenüber überhaupt verfügbar sind. Da-
bei werden auch etwaige Nutzungskonkurrenzen und Ziel-
konflikte bezüglich der Flächennutzung berücksichtigt.

Für unsere Berechnungen gehen wir dabei von folgenden
Flächendaten aus (sofern nicht anders angegeben, basie-
ren alle folgenden Angaben auf Daten von 2011/2012 und
folgen dem verwendeten Programm 100prosim):

Abb. 1: Flächen Deutschland

Deutschland hat eine Fläche von 35,714 Millionen ha. Da-
von werden 18,677 Millionen ha landwirtschaftlich ge-
nutzt, 10,781 Millionen ha sind Waldflächen11 und 2,468
Millionen ha entfallen auf Städte und Ortschaften. Land-
wirtschaftliche Fläche12 eignet sich grundsätzlich für die
Energiegewinnung aus Windenergieanlagen und die Pro-
duktion von Biomasse in Form von Energiepflanzen für die
Biogas-Produktion (aktuell 6,2 % der Fläche) und Öl-
pflanzenanbau (aktuell 5,9% Fläche). Es ist davon auszu-
gehen, dass die Schwankungen durch Nutzungsänderun-
gen in der für landwirtschaftliche Zwecke zur Verfügung
stehenden Fläche durch Nutzungsänderungen unerheblich
sind. Waldflächen können grundsätzlich der energeti-
schen Holznutzung dienen. Allerdings schreibt ein politi-
sches Zielprogramm des Bundes die Erhöhung der Nicht-
nutzung von Waldflächen um 5% bis 2020 vor, um die
biologische Vielfalt zu schützen. Wir sind aus Gründen des
Biodiversitäts- und Ökosystemschutzes der Auffassung,
dass aus diesem Grund 10% der Waldfläche nicht forst-
wirtschaftlich genutzt werden sollten. Deshalb wird in
Zukunft maximal 90% der Waldfläche verfügbar sein.13

Gebäude- und Freiflächen14 dienen als Bezugsfläche für
die Installation von Solaranlagen. Hier ist eine Prognose
der künftig verfügbaren und geeigneten Dachflächen
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Abb. 2: Energetische Nutzung der Flächen
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schwierig, denn es ist unklar, ob die Flächenversiegelung
weiter zunehmen wird oder ob es zu einer Trendwende in
Richtung Renaturierung nennenswerter Flächen kommt. In
diesem Szenario wird davon ausgegangen, dass sich beide
Entwicklungen in Deutschland in etwa ausgleichen wer-
den. Dies ist freilich eine aus Klimaschutzsicht eher
optimis tische Annahme, wenn man den globalen Trend
betrach  tet. Denn dieser geht derzeit eher zu größeren
Wohn flächen und damit Flächenversiegelung sowie zu
mehr tierischen Lebensmitteln und damit der Ausweitung
von Agrarflächen (laut dem Weltagrarbericht benötigt
eine tierische Kalorie je nach Tier zwei bis sieben oder noch
mehr pflanzliche Kalorien für Futtermittel in der Produk-
tion, was sich natürlich auch auf den Flächenbedarf aus-
wirkt). Dieser Entwicklung etwas entgegenzusetzen, gehört
zu den politischen Zielen des BUND – sie spielt in der Ent-
wicklung des Energieszenarios jedoch keine vertiefte Rolle
(zu weiteren konzeptionelle Grenzen unseres Szenarios
zugleich).

4.4 Grenzen unseres Szenarios: Wirtschaftswachstum,
Verlagerungseffekte, Landnutzung und stofflicher
Einsatz fossiler Brennstoffe

Eine wesentliche Frage für jedes Energieszenario ist, wel-
che Energienachfrage zugrunde gelegt wird. Denn wenn
man ein Energiekonzept erstellt, müssen dessen Maßnah-
men bei den erneuerbaren Energien, Energieeffizienz und
ggf. auch Suffizienz so strukturiert werden, dass sie ge-
messen am „business as usual“, also einem „Weiter so“
ohne Änderung von Technologien oder Verhalten, die nö-
tige Veränderung erbringen. Im hiesigen Szenario wird,
basierend auf der verwendeten Software, in den mathe-
matischen Berechnungen die heutige Energienachfrage
als Maßstab verwendet. Dies ist jedoch konservativ ge-
rechnet, da trotz aller Schwierigkeiten weiteres Wirt-
schaftswachstum zu erwarten ist, wenn die bisherige Wirt-
schaftsweise nicht grundlegend verändert wird. Würde
man also weitermachen wie bisher, müsste vermutlich bis
2050 eine wesentlich größere Energienachfrage gedeckt
werden. Nur in Relation zu dieser denkbaren Zukunft
kann man bestimmen, in welchem Ausmaß erneuerbare

Energien, Energieeffizienz, aber auch Mäßigung (Suffi-
zienz) zum Tragen kommen müssen. Ein mögliches Er-
gebnis wäre dann freilich, dass die Energienachfrage und
auch das mittelfristige Wirtschaftswachstum am Ende
deutlich geringer ausfallen könnten als bei einer Ent-
wicklung gemäß dem „business as usual“. Wir kommen
darauf wegen der schwierigen Quantifizierbarkeit dieses
Umstands erst im Abschnitt 7 zurück und werden dort Hin-
weise geben, welche zusätzlichen Maßnahmen aufgrund
dieses Umstands nötig sind. Sinnvoll ist dieses abge-
schichtete Vorgehen auch deshalb, weil durch die Klima-
politik und die Verfolgung ihrer Ziele aus Abschnitt 2 –
und auch durch andere Umstände – das Wachstum in Zu-
kunft weitgehend reduziert sein könnte, ohne dass dies
freilich sicher vorausgesagt werden kann (dazu Abschnitt
8). Dass es insoweit bei einem Wirtschaftswachstum von
bisher etwa 2% jährlich in Deutschland nicht bloß um
kleine Mengenunterschiede geht, liegt auf der Hand.

Unserem Vorgehen liegt die Vorstellung zugrunde, dass
Deutschland in Bezug auf die Energienachfrage für hier an-
gesiedelte Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen,
Industrie und Verkehr weitestgehend autonom sein sollte.
Dies bedeutet, dass Deutschland in der Lage ist, die inner-
halb seiner Grenzen benötigte Energie selbst bereitzustel-
len. Klar ist, dass es in der Praxis beispielsweise einen eu-
ropäischen Strommarkt gibt, so dass es zu Energieimporten
und -exporten aufgrund eines kurzfristigen Energieange-
bots kommt. Dass diese Entwicklung auch weiterhin zu er-
warten und zu begrüßen ist, wird durch unser Bestreben
nach weitgehender Energie-Autonomie Deutschlands nicht
etwa in Frage gestellt. Wir gehen in unserem Szenario
vielmehr davon aus, dass sich beides langfristig ausgleicht,
so dass es weder zu Nettoimporten noch zu Nettoexporten
kommt. Importe und Exporte gleichen sich also aus; das
Szenario ist somit kein Autarkie-Szenario. In die direkten
Berechnungen zunächst nicht einbezogen sind Güter und
Dienstleistungen, die außerhalb von Deutschland produziert
und hier genutzt werden. Dies könnte dazu führen, dass
eine wirkliche Energieautonomie rechnerisch dann nicht
mehr erreicht wird, wenn auch die verbrauchte Energie für
importierte Güter einbezogen würde. Dies gilt insbesondere
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in Bezug auf Lebensmittel aus konventionellem Landbau,
der auf Mineraldünger setzt, die wiederum mit fossilen
Rohstoffen erzeugt werden. Darauf wird am Ende des Kon-
zeptes zurückzukommen sein, denn dieser Aspekt führt
dazu, dass die Anstrengungen noch größer ausfallen müs-
sen, als es das vorliegende Szenario bereits nahelegt. Denn
bisher ist der pro-Kopf-„Energiefußabdruck“ in Deutschland
deutlich größer, als es die unmittelbar in Deutschland
selbst nachgefragte Energie ausdrückt: Weil in einer glo-
balisierten Welt die energieintensiven Produktionsschritte
zunehmend in den Schwellenländern ablaufen, ergibt die
Aufrechnung von Importen nach Deutschland und Expor-
ten aus Deutschland ein negatives Saldo – also eine Ver-
lagerung unserer Energienachfrage ins Ausland (zu Verla-
gerungseffekten näher Abschnitt 7). Auch auf deren
Berück sichtigung kommen wir wegen ihrer erneut schwie-
rigen Quantifizierbarkeit separat am Ende des Papiers mit
den daraus folgenden weitergehenden Vorschlägen zu-
rück.

Ebenso werden Landnutzungsemissionen, die nichts mit
dem Einsatz fossiler Brennstoffe (wie etwa bei Mineral-
dünger) zu tun haben, separat am Ende des Konzeptes be-
handelt. Die Landnutzungsemissionen sind die zentrale Ur-
sache dafür, dass dieses Szenario zwar eine vollständig
treibhausgasfreie Strom-, Wärme- und Treibstoffnutzung
abbildet, aber dennoch keine Nullemissionswelt verspricht.
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2014 stellten erneuerbare Energien 27,3% der Bruttost-
romerzeugung in Deutschland. Dieser Anteil ist um 1,4%
im Vergleich zum Vorjahr gestiegen (AEE 2015). Das ist
noch weit entfernt von den 100%, die bis Mitte des Jahr-
hunderts erreicht werden müssen. Zusätzlich wurde 1%
des Wärmebedarfs in Haushalten durch Solarthermie und
0,6% des Gesamtwärmebedarfs durch oberflächennahe
Geothermie gedeckt. Weitere 117 TWh/a15 Wärme und
38,6 TWh/a Biokraftstoff wurden durch Biomasse erzeugt.
Wie kann also ein deutsches Szenario aussehen, das sich
komplett auf erneuerbare Energien stützt? Zentrales Ele-
ment einer Energiewende ist dabei der Stopp der Energie-
verschwendung. Dies bedeutet die Steigerung der Ener-
gieeffizienz und die Verringerung der Energienachfrage
durch Verhaltensänderungen (Suffizienz). Wir gehen für
die mathematische Berechnung davon aus, dass der Ge-
samtenergieverbrauch in Haushalten, Gewerbe, Handel,
Dienstleistungen, Industrie und Verkehr um 50–60% re-
duziert werden kann, im Wesentlichen durch technisch gut
vorstellbare Effizienzmaßnahmen. Die verbleibende Ener-

gienachfrage muss durch Energie aus erneuerbaren Quel-
len gedeckt werden. Allerdings wird später gezeigt werden,
dass voraussichtlich noch mehr an Effizienz und Suffizienz
dazukommen muss – aus den im letzten Abschnitt aufge-
zeigten Gründen. Nachstehend zeigen wir Potenziale der
wichtigsten erneuerbaren Energien auf. 

Dabei ist das Zusammenspiel der unterschiedlichen erneu-
erbaren Energien von zentraler Bedeutung, um Versor-
gungssicherheit zu gewährleisten. So müssen insbeson-
dere Wind- und Solar-energie, die über einen akuten Bedarf
hinaus produziert wird, gespeichert werden, um Mangel-
zeiten ausgleichen zu können. Zudem benötigen wir in un-
serem Alltag verschiedene Formen von Energie, die nicht
alle gleichermaßen durch jede Quelle erneuerbarer Energie
bereitgestellt werden können. So wird ein Großteil der
Biomasse für Produktionsprozesse benötigt, die Hochtem-
peraturwärme benötigen, die durch andere Energieträger
nicht – oder nur schwer – erzeugt werden kann. 

5 Vollständige technische Umstellung auf erneuer-
bare Energien für Strom, Wärme, Treibstoff 

Abb. 3: Primärenergieverbrauch nach Energieträgern
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Abb. 4: Ziel-Anteil Windenergie an Gesamt-Energie-
produktion.

5.1 Windenergie
Windenergie bietet deutschlandweit das größte Potenzial.
Bereits durch einen Einsatz von Windenergieanlagen auf
2,5% der Fläche Deutschlands können mit 439 TWh/a
plus 70 TWh/a aus Offshore-Windenergie ein erheblicher
Anteil des aktuellen Stromverbrauchs (576 TWh/a (AG
Energiebilanzen 2015)) gedeckt werden – in unserem nach-
fragereduzierten Szenario entspricht das 20,2% des ge-
samten Endenergieverbrauchs 2010. Dabei kann der größte
Teil der Windparkfläche uneingeschränkt landwirtschaft-
lich weiter genutzt werden. Es entsteht nur eine geringe Bo-
denversiegelung, und nach der Laufzeit ergibt sich kein 
großer Entsorgungsaufwand. Hinzu kommt, dass Wind -
ener gieanlagen sich in weniger als einem Jahr energetisch
amortisieren. Ausgeschlossen werden sollten (vgl. BUND
2011a) Naturschutzgebiete, Nationalparke, UNESCO-Bio-
sphärenreservate. 

Natura-2000-Gebiete (FFH- und Vogelschutzgebiete) sollten
ebenfalls ausgeschlossen werden, da diese künftige Kandi-
daten für Naturschutzgebiete sind. Es ist die Erheblichkeit
der Einwirkung zu prüfen, insbesondere, wenn bisher schon

Windenergieanlagen in Natura-2000-Gebieten betrieben
wurden und die Schadenseinwirkungen gering oder durch
gezielte Artenschutzhilfsmaßnahmen vermieden werden
können und hierdurch bei hoher Windhöffigkeit dieser Ge-
biete der Bau von einer größeren Zahl von Windenergie-
anlagen an anderer Stelle vermieden werden kann.16

Anstelle pauschaler Abstände von Nist-, Rast- oder Durch-
zugsflächen ist eine an der spezifischen Situation ange-
passte Raumplanung für Vorranggebiete der Windenergie
vorzunehmen (vgl. BUND 2011a). Gerade weil in den letz-
ten Jahren die Schadenswirkungen der Windenergie sehr
ausführlich untersucht wurden, ist nun bekannt, wie diese
gezielt in Planung und Betrieb minimiert werden können.
Da die Windenergieanlagen zum Zweck einer höheren
Stromerzeugung pro Anlage deutlich höher gebaut werden,
mindert dies in der Regel die Risiken für Vögel und Fle-
dermäuse. Anlagen können gezielt dort gebaut werden, wo
sich Greifvögel wie der Rotmilan eher nicht aufhalten. Al-
lein ein Aufwuchs an den Mastfußbereichen (z.B. auch
durch Kurzumtriebspflanzen), das Vermeiden von Abla-
gerungen aus der Landwirtschaft (vgl. Hötker 2006) kann
das Schlagrisiko für den Rotmilan beträchtlich mindern.
Zum Schutz von Fledermäusen ist es inzwischen die Re-
gel, dass feste Abschaltzeiten der Anlagen für die Zeiten
des Fledermauszugs sowie gezielte Abschaltungen ge-
steuert durch Fledermausdetektoren das Schlagrisiko über
das zehnfache auf durchschnittlich eine Tötung im Jahr
senken kann (vgl. Brinkmann 2011). Es ist ersichtlich,
dass über eine gezielte Abstufung und Abschichtung in der
Planung die Risiken für die Avifauna soweit gesenkt wer-
den können, dass Verbotstatbestände ausgeschlossen wer-
den. Schließlich können durch Artenschutzmaßnahmen
schon vor dem Bau der Windenergieanlagen sowie beim
Betrieb der Anlagen die Risiken minimiert werden.

Daraus ergibt sich, dass in Deutschland 1,04 Mio. ha,
2,8% der Bodenfläche für Windenergieanlagen zur Ver-
fügung gestellt werden könnten. Möglicherweise werden
weitere technische Verbesserungen bei der Windenergie es
künftig ermöglichen, diese Strommenge sogar auf einer ge-
ringeren Fläche zu erzeugen.
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Offshore-Windenergieanlagen produzierten 2013 903
MWh/a (0,9 GWh; 0,42% des Strombedarfs). Obwohl die
Nutzung im großen Stil unter anderem aus Gründen des
Naturschutzes Fragen aufwirft, gehen wir davon aus, dass
70 TWh/a (70.000 GWh) durch Offshore-Windanlagen er-
zeugt werden können, wenn Naturschutzbelange entspre-
chend berücksichtigt werden.

5.2 Solarenergie
Solarenergie, die gerade auch global große Potenziale hat,
kann als Solarthermie, also zur Wärmegewinnung, und
durch Photovoltaik, also zur Stromerzeugung, genutzt
werden. In Deutschland wurden 2012 31 TWh Strom aus
Photovoltaikanlagen gestellt. Im Szenario ist die Erhöhung
auf 279 TWh vorgesehen, was 11,1% des heutigen ge-
samten Endenergiebedarfs ausmacht. Wärmegewinnung
durch Solarthermie kann dann mit 54 GWh/a einen
Deckungs beitrag von 2,2% leisten. Die Solarstrom- und
Solarwärmeerzeugung erfordert die Nutzung eines großen
Teils der solar geeigneten Dachflächen (ca. 200.000 ha, das
sind ca. 8% der Bodenfläche der Städte und Ortschaften)
und weitere 24.676 ha Freiflächen. 

5.2.1 Photovoltaik
Nach der Windenergie trägt die Photovoltaik mit ca. 280
TWh Stromerzeugung im Jahr den größten Anteil an der
Stromerzeugung im BUND-Szenario bei. Mit 12 m2 pro
Person können ca. 1 Mrd. m2 Dachfläche mit PV-Modu-
len mit 150 GW belegt werden (Wirkungsgrad 15% un-
terstellt). Weitere 50 GW Photovoltaikleistung können auf
0,1% der Landesfläche (0,35 Mrd. m2) auf Freiflächen
hinzukommen. Für den BUND hat die Installation von
Photovoltaik auf Dachflächen mit der möglichst direkten
Nutzung des Photovoltaikstroms in den Gebäuden Priori-
tät. Freiflächenanlagen sollten entlang von Bahnen oder
Autobahnen bzw. auf Konversionsfläche17, errichtet wer-
den. Die PV-Technik sollte (gegenüber dem bisherigen
Schwerpunkt im ländlichen Bereich) stärker in den Städ-
ten ausgebaut werden, insbesondere in Verbindung zur
PV-Stromnutzung für ohnehin und auch durch den Kli-
mawandel zunehmend erforderliche Kühlanlagen für Bü-

rogebäude, Rechenzentren, Industrieanlagen. Damit kön-
nen gezielt regionale und überregionale Stromnetze ent-
lastet werden. PV-Anlagen in und an Gebäuden können
zudem zugleich Verschattung und damit Minderung des
Kältebedarfs bieten und leisten somit neben dem Klima-
schutz auch einen Beitrag zur Anpassung an die höheren
Temperaturen infolge des Klimawandels.

Aktuell gibt es einen großen Aufschwung bei Photovoltai-
kanlagen. Ihre energetische Amortisationszeit hat sich auf
etwa zwei Jahre verringert, bei einer erwarteten Lebens -
dauer von 20 Jahren. Ebenso sollte der Ausbau der Photo-
voltaik durch die gezielte Integration mit steuerbaren Bat-
teriespeichern verbunden werden, um durch die Glättung
der Einspeisung bzw. Eigenstromnutzung den Ausbaube-
darf lokaler und regionaler Stromnetze zu mindern.

Bei der Weiterentwicklung der PV-Technik ist verstärkt auf
die Minimierung des Einsatzes oder der Freisetzung von
gefährlichen Chemikalien bei der Herstellung zu achten.
Ebenso ist schon durch die Herstellenden sicherzustellen,
dass die PV-Module wie auch die Elektronik der Wech-
selrichter hin hohem Maße recycelt und wieder verwendet

Abb. 5: Ziel-Anteil Solarenergie an Gesamtenergieproduktion
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werden kann. Denn auch hier können endliche Ressourcen
zum Einsatz kommen. Photovoltaikanlagen erfordern bis-
lang entweder den Einsatz von Silizium oder von Seltenen
Erden. Obgleich etwa das Silizium als ein möglicher Roh-
stoff für die kristalline Solartechnologie in der Natur häu-
fig vorkommt, sind bislang weltweit nur 15 Fundstellen
von Rohsilizium bekannt. Zur Produktion von Solarzellen
ist daher oftmals eine aufwendige Reinigung des Siliziums
notwendig (z.B. aus Quarzsand), die mit hohem Energie-
bedarf und Treibhausgasemissionen verbunden ist. Das Re-
cycling alter Solarzellen wird deshalb immer wichtiger,
muss allerdings noch im Verfahren weiter entwickelt wer-
den (dazu DGS 2013). Ferner gibt es Probleme mit der Ver-
fügbarkeit von Seltenen Erden als endlichen Rohstoffen,
die für bestimmte Solaranlagen – insbesondere Dünn-
schichttechnologie – benötigt werden. Letztere Anlagen
haben jedoch einen geringen Marktanteil, und ein großer
Teil der Dünnschichtanlagen kommt auch ohne Seltene Er-
den aus. Auch gibt es Ansätze zur organischen Herstellung
eines Materials, das Seltene Erden ersetzen kann, diese sind
allerdings noch nicht ausgereift. Bei der Weiterentwicklung
der PV-Technik ist verstärkt auf die Minimierung des Ein-
satzes oder der Freisetzung von gefährlichen Chemikalien
bei der Herstellung zu achten.

5.2.2 Solarthermie
In der Solarthermie liegt ebenfalls ein großes Potenzial.
Eine gebäudeintegrierte Installation von 1 bis 2 qm² pro
Person leistet einen wichtigen Beitrag zur Deckung des
Heizungs- und Warmwasserbedarfs. Die Solarthermie kann
schon durch ihre passive Nutzung einen großen Anteil an
der Deckung des Heizenergiebedarfs von Gebäuden haben.
Zudem kann eine aktive Nutzung mittels Sonnenkollek-
toren einen wesentlichen Beitrag leisten. Bei ca. 8–10 m2

Kollektorfläche pro Person kann Solarthermie einen An-
teil von 15% des gesamten künftigen Energiebedarfs de-
cken. Während Solarthermie sich bisher auf Warmwas-
serbereitung und Heizungsunterstützung konzentrierte,
können neue innovative Systeme verbunden mit Wärme-
pumpen und Wärme- oder Eisspeichern eine weitgehende
Deckung mit Heizwärme über das ganze Jahr vor allem für
kleinere Wohngebäude sicherstellen. Solarthermie kann in

Systeme von Wärmenetzen eingebunden werden, mit
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen kombiniert werden und
signifikante Beiträge für Wärme in der Industrie liefern.
Die guten Erfahrungen aus Dänemark mit großen solar-
thermischen Kollektorfeldern können in ganz Deutschland
umgesetzt werden. Im Rahmen der Erstellung der Sanie-
rungsfahrpläne für Gebäude sollte jeweils das Potential der
Solarthermie einbezogen werden (siehe auch BUND
2013b).

5.3 Biomasse
Biomasse sollte für die energetische Nutzung zu großen
Teilen aus ohnehin anfallenden biogenen Abfällen aus
Haushalten, Gewerbe, Industrie stammen. Sinnvoll ist es,
das hierbei abgetrennte CO2 als (zwischenspeicherbaren)
Eingangsstoff für die Methanisierung von aus Wind- und
Sonnenstrom in Überschusssituationen erzeugtem Was-
serstoff zu verwenden. Biogas oder Holz aus Holzabfällen
(aus der Kaskade von Abfällen der Holzverarbeitung, Bau-
holz-, Möbelindustrie, bis hin zum Altholz) sollte nur in
KWK-Anlagen – von denen es bei 100% erneuerbare
Energien allerdings nicht mehr viele geben wird – ver-
wendet werden.

Im erstellten Energieszenario wird zwischen Holz, Ge-
treide (Stroh), Energiepflanzen und Ölpflanzen als Quellen
von Biomasse zur energetischen Nutzung unterschieden.
Biomasse ist als Energieträger in verschiedenerlei Hinsicht
problematisch, da sich Nutzungskonkurrenzen mit Flächen
zur Nahrungsmittelproduktion ergeben können, Anreize
für den verstärkten Anbau von (unter Umständen gen-
technisch veränderten) Energiepflanzen in nicht-nachhal-
tigen – für Böden, Grundwasser und Ökosysteme proble-
matischen – Monokulturen geschaffen werden und die z.T.
schlechte Energiebilanz, insbesondere bei der Nutzung
veresterter Pflanzenöle als Biodiesel und von Ethanol aus
Zucker bzw. Stärke liefernden Pflanzen die Nutzung ener-
getisch unrentabel macht. Deshalb wird Biomasse in 
diesem Szenario nur als ergänzender Energieträger für
die Bereitstellung von Prozesswärme etwa für die Stahl -
produktion18 und z.T. als Antriebsenergie im Verkehrsbe-
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reich verwendet. Diese kann durch andere Arten der Ener-
giegewinnung nur über „Power to Gas“ (siehe Abschnitt
5.6) mit relativ geringem Wirkungsgrad erzeugt werden.
Deshalb, und um naturschutzfachliche Bedenken und eine
weitere Belastung von Böden und Gewässern durch eine
intensivierte Landwirtschaft zu vermeiden, sollen darüber
hinaus nicht biogasoptimierte Fruchtarten zum Anbau
kommen, sondern blühende Pflanzen, die nicht mit Pflan-
zenschutzmitteln behandelt werden und auch durch ihre
Standorte zu geringeren Zielkonflikten etwa mit dem Nah-
rungsmittelanbau führen. Importe aus Ländern des globa-
len Südens sind im Hinblick auf die oft schlechte Klima-
bilanz grundsätzlich keine Option (ebenso ist aber auch ein
verstärkter Import von Futter- und Nahrungsmitteln keine
Option, weswegen Biomasseanbau die Notwendigkeit flei-
schärmerer und damit weniger flächenintensiver Ernäh-
rungsweisen zum Thema macht).

12,8% der landwirtschaftlich genutzten Fläche soll für die
Produktion von Biogas bereitgestellt werden. Durch die zu-
sätzliche energetische Nutzung von Abfall- und Reststof-
fen aus anderen landwirtschaftlichen Prozessen wird die
Inanspruchnahme weiterer 2,6% Anbaufläche vermieden.
Gleiches gilt für Stroh, das beim Getreideanbau auf 35,3%
der landwirtschaftlichen Fläche als Reststoff anfällt und
beispielsweise in Dänemark bereits heute für Wärmege-
winnung genutzt wird. Damit können 1,3% der Wärme bei
verringerter Energienachfrage gedeckt werden. Weiter zu
führen ist freilich die Diskussion über den Zielkonflikt mit
dem Bodenschutz dahingehend, dass Reststoffe auch für
Böden eine wichtige Funktion erfüllen können.

Wir gehen davon aus, dass 90% der Waldflächen forst-
wirtschaftlich und von dem jährlichen Holzzuwachs auf
diesen Forstflächen 20% energetisch genutzt werden und
damit 1,6% des Wärmebedarfs erzeugt werden kann. Wie
beim Stroh ist auch hier die Verwendung ausschließlich für
Prozesswärme vorgesehen. Pflanzenöl und Ethanol werden
wegen der gegenüber Biogas vergleichsweise geringen
Hektar-Erträge nur noch in geringem Umfang als Kraft-
stoff für landwirtschaftliche Maschinen verwendet. 

Energiepflanzen sowie Abfall- und Reststoffe dienen der
Gewinnung von Biogas für Antriebe mobiler Anwendun-
gen und sollten einen Deckungsbeitrag von 3% gemessen
am heutigen gesamten Endenergieverbrauch liefern. Auf
Energie aus veresterten Pflanzenölen (sog. Biodiesel) soll
aufgrund der schlechten Energiebilanz und der Flächen-
konkurrenz verzichtet werden. Biomasse liefert somit ei-
nen Deckungsbeitrag von knapp 7% der künftigen (näher
Abschnitt 6 und 7) Energienachfrage (Biogas: 3% + Holz:
1,6% + Stroh: 1,3%).

Abb. 6: Ziel-Anteil Biomasse an Gesamtenergieproduk-
tion
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5.4 Wasserkraft
Der BUND hat sich für die Prämisse der Durchgängigkeit
und der Herstellung eines guten Zustandes der Fließge-
wässer ausgesprochen. Dies betrifft nicht nur den Fisch-
aufstieg, sondern insbesondere den schadensfreien Fisch-
abstieg, der bei zahlreichen Wasserkraftanlagen immer
noch zu hohen, sich kumulierenden Verlusten führt. Die
Erhaltung natürlicher und naturnaher Fließgewässer oder
die Renaturierung verbauter Gewässer hat Vorrang vor der
Wasserkraftnutzung.

Der BUND (2009b) lehnt den Neubau von Wasserkraftan-
lagen an Strecken ab, an denen bisher keine Anlagen
oder keine Aufstauung bestehen. Vor Neubau oder Reak-
tivierung muss nach dem Wasserhaushaltsgesetz immer
eine Alternativenprüfung durchgeführt werden, weil der
bezogen auf das 100-%-Ziel erneuerbarer Energienutzung
geringe energetische Ertrag insbesondere bei Kleinwas-
serkraft mit anderen Mitteln einfacher, kostengünstiger
und umweltschonender erreichbar ist. Der BUND lehnt eine
Fortführung der EEG-Vergütung für Neuanlagen ab, da die
bauliche Umsetzung und Erfahrung zeigt, dass die Her-

stellung eines guten ökologischen Zustandes in der Regel
nicht erreicht werden kann (siehe BUND 2009b). Die Po-
tenziale der Wasserkraft an Flüssen und Bächen sind nach
Ansicht des BUND in Deutschland ausgeschöpft. Auch
nach einer externen Studie sind die technischen Potenziale
bereits weitgehend genutzt.19 Deshalb sollte von einem
weiteren Ausbau zulasten des Natur- und Biodiversitäts-
schutzes abgesehen werden. Bestehende Anlagen sollten
nach Kriterien der Effizienz und der Naturschutzverträg-
lichkeit nachgerüstet oder rückgebaut werden. Auf einen
Neubau von Anlagen sollte angesichts der ungünstigen Re-
lation von naturschutzfachlicher Schädigungswirkung und
begrenztem Energieertrag verzichtet werden. In Deutsch-
land trägt Wasserkraft mit einem Anteil von 0,7% zur Be-
reitstellung des Bruttoenergieverbrauchs bei. Im Energie-
szenario wird davon ausgegangen, dass weiterhin
gleichbleibend die entsprechenden 21,8 TWh/a genutzt
werden können und damit ein Anteil von knapp 1% des
Stromverbrauchs gedeckt werden kann.

5.5 Umgebungswärme und Tiefen-Geothermie
Energiegewinnung aus Geothermie, also Erdwärme, muss
in Umgebungswärme und Tiefengeothermie unterschieden
werden. Umgebungswärme wird oberflächennah durch
Wärmepumpen gewonnen. Diese Pumpen werden mit
Strom betrieben, der für die Wärmeerzeugung eingesetzt
werden muss. Die Wärmeerzeugung aus oberflächennaher
Geothermie bzw. der Umgebungsluft mittels Wärmepum-
pen, also Umgebungswärme, ist heutzutage bei überwie-
gend fossil/atomarem Strom in der Gesamtbilanz nur dann
positiv, wenn der Quotient aus Wärmeabgabe und aufge-
nommener elektrischer Energie (die „Arbeitszahl“) über 4,0
ist bzw. Abwärmereservoire aus Abluft oder Abwasser
genutzt werden. Damit kaschiert und kompensiert die
heutige Wärmepumpenanwendung vielfach nur die inef-
fiziente Stromproduktion in Großkraftwerken mit Kohle
oder Atom.

In Einzelobjekten kann eine Kombination des Einsatzes
von Wärmepumpen sowohl mit Erdwärmetauscher und
Solarthermie erfolgen. Dies zeigt, dass nicht die Wärme-

Abb. 7: Ziel-Anteil Wasserkraft an Gesamtenergiepro-
duktion
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pumpe als solche eine strategische Option ist, sondern die
Frage ist, wie diese Technik im Verbund mit anderen
Energieerzeugungen oder -nutzungen verbunden wird.
Wärmepumpen können Abwärme aus Abwasser und Ab-
luft (Passivhaus) nutzen, wie auch den Wärmegewinn aus
Sonnenkollektoren verstärken.

In Deutschland werden momentan lediglich 0,2% der Flä-
che von Städten und Ortschaften mit knapp 2,5 Mio. ha für
den Entzug von Umgebungswärme genutzt. Im Szenario
ist die Steigerung auf 5,9% der besiedelten Fläche vorge-
sehen, so kann sie einen Deckungsbeitrag von 8,7% leis-
ten und damit den größten Teil des reduzierten Wärme-
bedarfs für Gebäudeheizung und Warmwasser abdecken.
Der Wärmepumpen-Betrieb erfordert jedoch Antriebs-
strom, der in Form eines negativen Deckungsbeitrages
von 2,9% berücksichtigt ist.

Dies wird sich allerdings zukünftig durch die verlustarme
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien ändern,
da bei der Bereitstellung von Strom aus den beiden Haupt-
quellen Wind und Sonne keine Wandlungsverluste auf-
treten. Da das sehr begrenzte Angebot an Biobrennstoffen
künftig für die Anwendungen vorbehalten werden sollte,
in denen eine Substitution fossiler Brennstoffe anders
kaum möglich wäre, bildet die an sich hoch effiziente
Nutzbarmachung von Umgebungswärme für Gebäude eine
hochwillkommene Ergänzung des Energiemixes: Mit einer
kWh Antriebsstrom können zwischen 3 bis 4 kWh Nutz-
wärme bereitgestellt werden. 

Tiefengeothermie zur Stromerzeugung ist kostenaufwän-
dig und mit vielen Risiken verbunden, die z.T. heute noch
nicht abschätzbar sind. Deshalb stellt sie momentan keine
adäquate Alternative dar und spielt in diesem Energiesze-
nario keine Rolle. Es ist allerdings denkbar, dass bis 2050
durch technische Weiterentwicklungen und Senkung des
Primärenergiebedarfs ein Teil des theoretischen Potenzials
von 15% des Energiebedarfs durch Geothermie gedeckt
werden könnte, wenn eine bessere Risikoabschätzung
möglich ist und sie sich wirtschaftlich rentiert (BUND
2007). Die Tiefengeothermie kann entgegen vielfacher

Meinungen letztlich nicht als erneuerbare Energie be-
zeichnet werden. Einerseits ist das Wärmepotential durch-
aus im Verhältnis zum Heizwärmebedarf sehr hoch. 
Andererseits ist nicht nur die Erschließung von Tiefenge-
othermie aufwändig und relativ teuer, sondern in seiner
zeitlichen Nutzung an einem Ort begrenzt. Ist ein Wär-
mepotential über 30–40 Jahren genutzt worden, muss
lange gewartet werden bis es wieder aus benachbarten Erd-
schichten regeneriert ist. Teilweise bei Tiefengeothermie
aufgetretene Erdbeben, Veränderungen im Grundwasser
und Probleme mit der Handhabung der mit radioaktiven
Stoffen belasteten Tiefengewässer haben zum Abbruch
der Projekte geführt.

Abb. 8: Ziel-Anteil Umgebungswärme an Gesamtener-
gieproduktion
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5.6 Versorgungssicherheit durch Stromleitungs- und
Stromspeicherbau

Die zeitlich fluktuierenden Stromlieferungen aus Wind-
energie und – von zunehmender Bedeutung – Solarener-
gie erfordern eine Anpassung an den weitaus weniger
schwankenden Strombedarf, die Behauptung, die Energie-
wende unterlaufe die Versorgungssicherheit, trifft jedoch
nicht zu. Zur Lösung dieser Aufgabe stehen mehrere, sich
ergänzende Möglichkeiten zur Verfügung. Auf der Ebene
der Stromabnehmer können durch Lastmanagement und
Lastverlagerung, z.B. bei Kühlaggregaten, große Mengen
des Strombedarfs zeitlich verschoben werden (Speicher-
wirkung bei der Stromnutzung). Besondere Bedeutung
kommt dem breiten Einsatz elektronisch ablesbarer Strom-
zähler zu („smart metering“). Erste Erfahrungen zeigen, dass
die schnelle Rückkopplung der Verbrauchsinformation zu

den NutzerInnen verhaltensbedingte Einsparungen bis zu
20% bewirken kann. Zudem können abschaltbare Geräte
mit zeitlich nicht festgelegtem Betrieb nach dem Angebot
erneuerbarer Energien gesteuert werden. Hierbei ist der
Datenschutz auf hohem Niveau sicherzustellen. Schon
heute kann eine recht gute Prognose der fluktuierenden
Stromerzeugung aus Windenergie erfolgen. Dieses Prog-
nosesystem kann auch auf Strom aus Sonnenenergie er-
weitert werden. Das Einsparpotenzial hält sich jedoch in
Grenzen, da der Anteil die Energienachfrage in Privat-
haushalten lediglich 6% der Gesamtenergienachfrage aus-
macht. Wiederum nur ein Teil davon kann durch „Smart
Meters“ gesteuert werden. (Statistika 2015) Eine wesentli-
che Rolle spielt zudem die Begrenzung der Stromnachfrage
durch Effizienz und ggf. auch Suffizienz.

Abb. 9: Energiespeicherung
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Möglichkeiten der Stromspeicherung in bestehenden
Pumpspeicherwerken, Druckluftspeicherkraftwerken so-
wie (stationären) Batteriesystemen müssen genutzt und
weiter optimiert werden. Gerade das Potenzial für Pump-
speicherwerke ist in Deutschland allerdings aufgrund des
Eingriffs in die Natur begrenzt und nicht mehr ausbaubar.
Bei Batteriesystemen besteht weiterhin ein großer For-
schungsbedarf. Außerdem eignen sich die genannten Spei-
chermöglichkeiten (außer Pumpspeicher) lediglich für die
kurzzeitige Speicherung, z.B. in Form eines Tag-Nacht-
Ausgleichs. Deshalb wird im Szenario auf Langzeitspei-
cherung von Energie mit Wasserstoff („Power to Gas to
Power“) gesetzt. Dabei wird überschüssiger Strom vor al-
lem aus Windenergieanlagen in Wasserstoff umgewandelt
und lässt sich so speichern. Denkbar ist, hierfür bereits vor-
handene Speicherkapazitäten zu nutzen, die momentan der
Lagerung von Erdgas dienen. Grundsätzlich wäre auch
eine weitere Umwandlung von Wasserstoff in Methan
denkbar, wodurch Ethanol synthetisch hergestellt werden
könnte. Allerdings ist dies momentan nur mit hohen Ver-
lusten machbar, so dass wir dies nicht in das Szenario ein-
bezogen haben. Bei der Umwandlung von Strom aus
Wind- oder Solaranlagen in speicherbaren Wasserstoff
gibt es einen Wirkungsgrad von 30%. Dies scheint zu-
nächst nicht besonders hoch, allerdings muss beachtet
werden, dass es sich um ansonsten nicht nutzbare Ener-
gie handelt, deren Verluste keine negativen (Umwelt-)
Auswirkungen haben.

Außerdem kann ein Teil der Verluste – wir gehen von 20%
aus – in Form von Abwärme durch Kraft-Wärme-Kopp-
lung (KWK) weiter verwendet werden, so dass der Wir-
kungsgrad auf 50% erhöht wird.20 Bei KWK wird die bei
der Erzeugung von Strom aus thermischen Prozessen (z.B.
Verbrennung von Erdgas oder Biomasse) anfallende
Wärme beispielsweise zum Heizen von Wohnhäusern ver-
wendet. KWK-Anlagen können flexibel als Ausgleich zur
fluktuierenden Stromerzeugung aus Wind und Sonne be-
trieben werden, verbunden mit Wärmespeichern bieten sie
doppelte Versorgungssicherheit. Es liegt nahe und ist ef-
fizient und netzentlastend, wenn KWK-Strom im Gebäude
der Anlage oder im Umfeld (Siedlung, Gewerbegebiet) ge-

nutzt wird. Der Anteil der Nutzung von KWK könnte
deutlich höher sein. Allerdings ist zu beachten, dass die
Abwärme nicht über weite Strecken transportiert werden
kann und Passivhäuser (siehe Abschnitt 6) zudem keinen
Bedarf an externer Wärme haben.21

Der Umbau der Elektrizitätswirtschaft hin zu einem nach-
haltigen, auf regenerativen Energien basierenden System
macht auch die Anpassung des Stromnetzes notwendig.
Die bisher an den fossilen Großkraftwerken orientierte
Leitungsführung passt z.B. nicht zu den Erfordernissen ei-
ner zukünftigen Versorgung aus Offshore-Windenergie-
anlagen und den künftigen Stromspeichern, soweit sie
nicht dezentralisierbar sind. Zudem müssen dezentrale
Strukturen zur verbrauchsnahen Verbindung und Strom-
laststeuerung zwischen ErzeugerInnen und Verbrauche-
rInnen gestärkt werden. Hochspannungsleitungen, die an-
geblich für Strom aus Windenergie geplant werden, dürfen
nicht zum Vehikel für Strom aus neuen Kohlekraftwerken
werden. Zielpunkt der Energieversorgung und Grundlage
für eine Stromnetzplanung auf regionaler und überregio-
naler Ebene muss aber stets eine effiziente dezentrale
Energieversorgung sein. Durch Senkung des Stromver-
brauchs und örtliche Stromerzeugung kann der Bedarf für
den Ausbau der Stromtransportnetze gegenüber dem Bun-
desbedarfsplan 2013 um mehr als das Vierfache gesenkt
werden (vgl. Agora Energiewende 2014).

Je mehr die Energienachfrage durch Effizienz und Suffi-
zienz verringert wird (dazu Abschnitt 6 und 7), desto ge-
ringer fällt also der Leitungs- und Speicherbedarf aus. 
Besteht man nicht auf vollständiger Energieautonomie in
Deutschland, wird die Speicherung ferner dadurch er-
leichtert, dass andere Länder wie Norwegen aufgrund ih-
rer topographischen Gegebenheiten relativ leicht große
Speicherkapazitäten bauen könnten. Eine Rolle bei der spä-
teren politischen Entscheidung, wie sehr auf Leitungen und
wie sehr auf Speicher gesetzt wird, muss auch eine Ge-
samtökobilanz von Stromleitungen und Speichern ange-
strebt werden – die rein energiepolitische Betrachtung
reicht auch hier nicht aus.
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5.7 Weitere Hinweise zu bisherigen stofflichen
Nutzungen fossiler Brennstoffe sowie zu anderen
Treibhausgasen als Kohlendioxid

Technische Weiterentwicklungen sind nicht nur in den
Sektoren Strom, Wärme und Treibstoff denkbar, sondern
auch bei den bisherigen stofflichen Nutzungen fossiler
Brennstoffe. Über die energetische Nutzung fossiler Brenn-
stoffe hinaus werden heute in der Petrochemie vor allem
Erdöl, aber auch Erdgas und Kohle mit einem Energiege-
halt von 271 TWh jährlich (Wert von 2012 gemäß Ar-
beitsgemeinschaft Energiebilanzen) als Grundstoff ver-
wendet. Dazu gehören die Erzeugung von Mineraldüngern,
Drogerie- und Pharmazieprodukten oder Kunststoffen. Im
vorliegenden Szenario wurde die Erzeugung von Kohlen-
wasserstoffen aus synthetischem Wind- und Solarwas-
serstoff (vgl. Abschnitt 5.6) in einer Höhe von rund 56
TWh vorgesehen, um fossile Ressourcen zu ersetzen (UBA
2013b). Das sind lediglich 21% der heutigen Menge.

Durch verstärkte Verwendung von Holz anstelle von
Kunststoffen ließe sich der Substitutions-Anteil erheblich
erhöhen. Da im Szenario nur 20% des jährlichen Holzzu-
wachses für energetische Nutzung vorgesehen sind, stünde
mindestens ein ebenso großer Anteil für die stoffliche
Verwendung zur Verfügung, ohne den Wald zu übernut-
zen. Dagegen ist die landwirtschaftliche Erzeugung von
Pflanzen zur stofflichen Verwendung zwar denkbar, er-
scheint aber wegen der Nutzungskonkurrenzen nur in
sehr begrenztem Umfang möglich. Entscheidend wird die
Verringerung der Nachfrage an Kunststoffen sein, etwa
durch Vermeidung von Wegwerfartikeln und Einwegver-
packungen, durch langlebigere Produkte oder einfach
auch durch Verzicht auf bestimmte Produkte mit geringem
Mehrwert für das Lebensgefühl. Hier besteht also weiterer
Bedarf zur Steigerung der Effizienz der Verwendung fos-
siler Brennstoffe und zur Entwicklung von Alternativen.
Ein weiterer Hinweis ist wichtig. CO2 macht 76% der
THG-Emissionen weltweit aus, aber auch Methan (16%),
F-Gase (2%) und Stickoxide (6%) sind für den Treibhaus-
effekt relevant (IPCC 2014). Diese sind im Szenario nicht
rechnerisch berücksichtigt. Einige, vor allem Methan und
Stickoxide, die aus der Landnutzung entstehen, werden

auch langfristig nicht völlig vermieden werden können.
Andere allerdings werden sich durch den Verzicht auf
fossile Brennstoffe ebenfalls erheblich reduzieren, erstens
dadurch dass Warenströme und -produktion verringert
werden, zweitens durch die Umstellung von Herstellungs-
prozessen auf solche, die weniger emissionsintensiv sind
und drittens durch die Nutzung anderer Produktmateria-
lien, wie z.B. Holz.
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Der bis hierher vorgenommenen mathematischen
Berechnung liegt die Annahme zugrunde, dass, wie
sogleich näher darzulegen ist, 63 % der Energie

gegenüber der deutschen Nachfrage von 2011/2012 ein-
gespart werden können. Nur so kann eine Energieversor-
gung nachhaltig und aus erneuerbaren Quellen gewähr-
leistet werden, ohne die Gewinnung erneuerbarer Ener-
gien auszuweiten. Dabei sind 54 % der aktuellen
Energienachfrage durch erneuerbare Energien bereit zu
stellen; weitere Verluste ergeben sich durch die Strom-
speicherung. 

Die Bereitstellung fossiler Energieträger hing zunächst
von der Fördermenge ab, die Grenzen der Energieproduk-
tion waren also scheinbar relativ zu dem Aufwand, der für
die Förderung eingesetzt wurde und damit quasi gren-
zenlos. Dies hat zu einer Rohstoffausbeutung im großen

Stil und schließlich zu der Perspektive von Ressourcen-
knappheit und eben auch zum Problem Klimawandel ge-
führt. Erneuerbare Energiequellen sind trotz ihres regene-
rativen Charakters in der Jahresmenge ebenfalls absolut
begrenzt, nicht zuletzt durch die zur Verfügung stehende
Fläche, auch wenn sie sich dabei nicht verbrauchen. Da-
raus ergibt sich ein begrenztes Potenzial zur Energiege-
winnung, an das der Verbrauch angepasst werden muss.
Dieser Umstand und die Größe der Herausforderung bei
den angestrebten Emissionsreduktionen (bis zu 95% ein-
schließlich Landnutzungs- und Industrie-Emissionen)
zwingen dazu, die erneuerbaren Energien durch Energie-
effizienz und ggf. auch durch Verhaltensänderungen, also
durch Suffizienz, zu flankieren. Die nachstehenden Zah-
len geben also zunächst an, wie viel Energieeinsparung
(egal ob durch Effizienz oder Suffizienz) noch nötig wäre,
um den bisherigen Energiebedarf zu befriedigen, wenn die

6 Senkung des Energiebedarfs: 
Effizienz und Suffizienz

Abb. 10: Verbrauchsminderung
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Nutzung erneuerbarer Energien im eben beschriebenen
Maße – und nicht in einem weitergehenden Maße, etwa
durch Offshore-Windenergie – erfolgen sollte.

Im Folgenden werden Maßnahmen dargestellt, um die
Endenergienachfrage gegenüber 2011 mit ihrem ange-
nommenen Einsparpotenzial entsprechend zu senken. Da-
bei werden zunächst Maßnahmen zur Effizienzsteigerung
erwähnt, also solche Einsparungen, die aufgrund von
technischem Fortschritt und technischen Verbesserungen
bei der Energieausnutzung erreicht werden können, etwa
durch technisch bessere Häuser, Autos, Elektrogeräte usw.
Diese allein werden jedoch wie beschrieben voraussicht-
lich nicht ausreichen, um eine Deckung von Energiepo-
tenzial und -bedarf zu erreichen. Deshalb werden auch
Maßnahmen genannt, die Verhaltensänderungen und eine
Anpassung der Wirtschafts- und Lebensweisen erfordern.
Hier wird durch die Förderung von Öffentlichem Perso-
nennahverkehr, Radverkehr, das Reparieren statt Ersetzen
von Geräten oder eine fleisch- und milchproduktarme Er-
nährung der Energieverbrauch insgesamt gesenkt.

Im Bereich der Stromversorgung ergibt sich ein großer Teil
der Energieeinsparung aus der Nutzung effizienterer elek-
trischer Geräte und elektrisch betriebener Maschinen.
Durch Effizienzsteigerungen wird eine Einsparung von
33% des Stromverbrauchs angenommen. Dies ist aller-
dings nur dann eine leicht erreichbare Option, wenn die
Existenz sparsamerer Geräte nicht zu einer intensiveren
Nutzung führt (Rebound-Effekt); das damit verbundene
Problem „größerer Wohlstand erzeugt größere Emissionen“
wird im nächsten Abschnitt separat behandelt. 

Die Möglichkeit von KWK ist bereits im Abschnitt zur Um-
wandlung von Strom in Gas erwähnt worden. Außerdem
sollten neue thermische Kraftwerke jeglicher Größe – wo sie
noch eingerichtet werden – weitestgehend mit voller KWK-
Nutzung errichtet werden. Jegliche Planung eines Wärme-
bedarfs bzw. jede Erneuerung einer Heizungsanlage sollte
mit der Prüfung des KWK-Einsatzes verbunden werden. Da
größere KWK-Anlagen ökonomischer sind als kleine Anla-
gen, sollten sie mit dem Auf- oder Ausbau von Wärmenet-
zen und Wärmespeichern verbunden sein. Hierbei ist aller-

dings zu berücksichtigen, dass die Anzahl größerer Anlagen
und Verbrennungsprozesse insgesamt in unserem Szenario
abnimmt. So ist davon auszugehen, dass dann nur noch ein
Zehntel des gegenwärtigen Niedrigtemperaturwärmebedarfs
durch KWK abdeckbar sein wird.22

Weitere 50% der Stromnachfrage von Industrie und Ge-
werbe ist dadurch einzusparen, dass, zusätzlich zu den Ein-
sparungen durch technische Weiterentwicklung, Geräte in-
telligenter genutzt und damit die Produktionsmengen samt
Energieverbrauch verringert werden. Dies bezieht sich auf
die Nutzungsdauer und den Nutzungsgrad eines Geräts.
Als Beispiel für die Nutzungsdauer können Mobiltelefone
dienen, die oft bereits ausgetauscht werden, bevor sie ir-
reparabel unbenutzbar werden – und auch insgesamt ist zu
vermuten, dass Geräte zu schnell kaputt gehen (geplante
Obsoleszenz; vgl. UBA 2014). Der Nutzungsgrad von Ge-
räten wird auch dadurch erhöht, dass sie geteilt werden,
z.B. durch das Verleihen einer Bohrmaschine in der Nach-
barschaft, oder die gemeinsame Nutzung eines Handrühr-
geräts in einer Wohngemeinschaft. Daraus ergibt sich eine
geringere Warenproduktion, auf deren Auswirkungen im
Folgenden genauer eingegangen wird. 

Einsparungen durch eine derart intelligente Nutzung las-
sen sich in gleichem Maße auch bei der Prozesswärme er-
zielen, die zu 93% für thermische industrielle Prozesse be-
nötigt wird. Dies ist insgesamt eine recht ambitionierte
Annahme, da bei einer Reihe von Produkten die Verlän-
gerung/Intensivierung der Nutzung kaum vorstellbar ist
(Lebensmittel).

Erhebliche Einsparungen (63% gegenüber 2011/2012) las-
sen sich auch im Bereich der Niedertemperaturwärme er-
zielen, die heute zu 87,6% für Raumwärme in Haushalten
benötigt wird und nur zu 12,4% für Warmwasser. Hier
werden zwei unterschiedliche zukunftsfähige Wärme-
schutzklassen unterschieden, die beide bereits Stand der
Technik sind.23

Aktuell werden Heizungs- und Warmwasserenergie heute
größtenteils durch fossile Brennstoffe bereitgestellt. Da
Biobrennstoffe in wesentlich geringerem Maß verfügbar
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sein werden, bietet sich eine weitgehende Deckung des Be-
darfs durch Solarthermie und Umgebungswärme an. Dies
hat den zusätzlichen Vorteil, dass ein hoher Wirkungsgrad
erzielt werden kann und durch die räumlich nahe Ver-
wendung nur geringe Verluste entstehen. Das Energiesze-
nario setzt, im Gegensatz zum aktuellen Trend, voraus,
dass die Wohnfläche pro Person auf aktuellem Niveau sta-
gniert. Hierbei ist nicht berücksichtigt, welche Raumtem-
peratur in Haushalten durchschnittlich angestrebt wird, da
dies abhängig vom Dämmungsgrad und energetischen
Standard der Bausubstanz sehr unterschiedliche Auswir-
kungen haben kann. In Bauten ohne gute energetische Sa-
nierung ist jedes Grad Celsius mehr, auf das im Winter ge-
heizt wird, mit erheblichem Heizenergieaufwand
verbunden. Wir plädieren hier dafür, die Raumtemperatur
auf maximal 20 Grad Celsius zu halten und bedarfsgerecht
zu heizen (kühlere Temperaturen z.B. in Schlafräumen;
vgl. UBA 2013a). In Passiv- und Niedrigenergiehäusern mit
kontrollierter Be- und Entlüftung dagegen ist die Absen-
kung der Temperatur einzelner Räume energetisch weit-
gehend wirkungslos.

Die größten Einsparpotenziale finden sich allerdings im
Verkehrssektor bezüglich der Antriebsenergie. Der Stra-
ßen- und Schienenverkehr ist mit einem Anteil von nahezu
84% am Endenergieverbrauch im Verkehrssektor Deutsch-
lands der mit Abstand bedeutendste Bereich. Individual-
und öffentlicher Verkehr werden hier als Summe betrach-
tet. Ein entscheidender Faktor für den künftigen Energie-
bedarf ist die Verkehrsleistung im Personen- und Güter-
verkehr. Mit dem getroffenen Zielansatz von minus 20%
gegenüber heute wurde eine erhebliche Einschränkung
bei der gewohnten motorisierten Verkehrsleistung in Kauf
genommen. Und das, obwohl die Personen- und besonders
die Güterverkehrsleistung in den letzten Jahrzehnten er-
heblich gewachsen ist, verbunden mit dem Lebensgefühl
einer freizügigen Mobilität, individuellen Warenlieferun-
gen und der Erwartung weiterer Fortschritte für die Zu-
kunft. Die Begrenzung wurde vor dem gedanklichen Hin-
tergrund gewählt, dass einerseits mit der Verlangsamung
des Warenstromes sich die verringerte Erwerbsarbeit in ei-
ner kürzeren Erwerbsarbeitswoche und damit in verrin-
gerten Arbeitswegen niederschlägt und dass andererseits

wieder mehr Wege mit dem Fahrrad oder zu Fuß zurück-
gelegt werden (siehe auch Abschnitt 8).

Auf den Luftverkehr entfällt mit 14,1% zwar ein recht
überschaubarer Anteil am Energieverbrauch im Verkehr.
Allerdings ist in diesem Bereich die Substitution fossiler
Kraftstoffe besonders kritisch und deshalb Effizienz und
Suffizienz besonders relevant. Mit batteriebetriebenen
Elektro�Flugzeugen werden aus heutiger Sicht keine nen-
nenswerten Verkehrsleistungen zu erbringen sein. Der Be-
trieb entsprechend modifizierter Triebwerke mit Wind�
bzw. Solarwasserstoff ist zwar prinzipiell möglich (siehe
Projekt Cryoplane), würde aber wegen der geringen volu-
metrischen Energiedichte von Wasserstoff eine erheblich
geringere Transportkapazität und damit Effizienz aufwei-
sen und wäre auch in der Handhabung des auf unter �252
Grad Celsius gekühlten Flüssiggases wesentlich aufwän-
diger. Durch Methanisierung von Wind� bzw. Solarwas-
serstoff (Power�to�Gas) und anschließende Veredelung zu
Flüssigtreibstoffen ließen sich zwar Kerosin und Benzin
synthetisieren, allerdings unter erheblichen Wandlungs-
verlusten. Darüber hinaus muss der für die Synthese er-
forderliche Kohlenstoff bereitgestellt werden, wobei die
fossilen Stoffe wegen der Klimarelevanz ausscheiden. Als
bestgeeignete Quellen erscheint das im Biogas enthaltene
CO2 (nahezu der halbe Volumenanteil), das ohne weiteres
verwendet werden kann. Weiterhin könnte das CO2 aus
Biomasse�Verbrennung aufgefangen und gereinigt werden,
was allerdings schon deutlich höheren technischen Auf-
wand erfordert und mit Verlusten verbunden wäre. Aber
beide genannten Quellen zusammen würden bei weitem
nicht den reduzierten Kraftstoffbedarf decken können.
Um die Lücke zu schließen, könnte CO2 aus der Luft ge-
wonnen werden, wegen des hohen Energieaufwandes al-
lerdings um den Preis eines indiskutabel niedrigen Wir-
kungsgrades.

Es bleibt als am ehesten in Frage kommende Lösung der
Betrieb mit Biotreibstoffen, deren Eigenschaften den heute
verwendeten mineralischen Treibstoffen weitgehend an-
geglichen werden können und die wegen der mit Ab-
stand höchsten Flächenerträge am besten aus Biogas bzw.
Biomethan erzeugt werden können. Dies wird in diesem
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Szenario angenommen. Um mit dem eng begrenzten Bio-
gas�Potenzial auszukommen, wurde eine Minderung der
Luftverkehrsleistung auf 70% gegenüber heute als Ziel an-
gesetzt. Dass zumindest noch diese Verkehrsleistung auf-
rechterhalten werden kann, ist in diesem Szenario nur
durch die weitgehende Umstellung des Straßen-/Schie-
nenverkehrs auf Elektroantriebe und den völligen Verzicht
auf die heute übliche Biogas-Verstromung möglich ge-
worden. Mit dem Zielansatz wurde eine erhebliche Ein-
schränkung bei Flugreisen in Kauf genommen. Und das,
obwohl die Personen Verkehrsleistung in den letzten Jahr-
zehnten erheblich gewachsen ist, verbunden mit dem Le-
bensgefühl freizügiger Fernreisemöglichkeiten und einem
reichen Angebot von per Luftfracht transportieren Waren.
Relativ zum heutigen Endenergieverbrauch im Verkehrs-
sektor resultiert aus den Ansätzen ein künftiger Bedarf wie
folgt: In Form von Kraftstoff 11 % (gerundet; Straße/
Schiene 3,2% und Luftverkehr 7,4%); in Form von Strom
20% (ausschließlich Straße/Schiene).24

Durch diese Mischung aus primär Effizienzsteigerung, ge-
legentlich aber auch schon Verhaltensänderungen wäre es
möglich, die Energienachfrage um 62,9% auf 37,1% ge-
genüber dem heutigen Stand zu senken. Diese Zahl er-
scheint angesichts der technischen Entwicklung moderat,
und sie klingt vermeintlich danach, als wäre der rein tech-
nische Weg über die Energieeffizienz möglich, also quasi
ohne Verhaltensänderungen. Jedoch wurde oben schon ge-
zeigt, dass bei „normalem“ weiterem jährlichem Wirt-
schaftswachstum nicht allein der heutige Energieverbrauch,
sondern ein gedachter deutlich höherer Energieverbrauch
des Jahres 2050 (der bei jährlichen Wachstumsraten in der
heutigen Größenordnung rund das Doppelte des heutigen
Energieverbrauchs betragen könnte, bei einem Abkommen
vom Weg der Wachstumsgesellschaft allerdings auch rela-
tiv in der Nähe der heutigen Energienachfrage liegen
könnte) befriedigt werden müsste. Dementsprechend dürfte
mathematisch eine Effizienzsteigerung quer durch alle Le-
bensbereiche nicht allein um den Faktor 2,5 (wie dies einer
Reduktion von 60% entspricht), sondern um einen Faktor
von etwa 5 angezeigt sein. Ob dieser in allen (!) Lebensbe-
reichen gelingt, ist selbst bei optimistischen Annahmen

über technische Innovationen zweifelhaft, allerdings auch
nicht ganz ausgeschlossen. Das, was davon nicht erreicht
wird, wird durch Suffizienzleistungen erbracht werden müs-
sen, also durch Verhaltensänderungen. Ob stattdessen die
Menge bereitgestellter erneuerbarer Energien entsprechend
erhöht werden könnte, ist eine komplizierte Frage; allerdings
könnte dies schwierig werden, auch weil zusätzliche er-
neuerbare Energien (ggf. auch aus Offshore-Windenergie
und Geothermie) schon zur Abdeckung des im folgenden
Abschnitt ausgewiesenen gesonderten Bedarfs benötigt wer-
den. Wegen eines möglicherweise (auch aus klimapoliti-
schen Gründen) abflachenden Wirtschaftswachstums könnte
die benötigte Zahl am Ende vielleicht auch etwas geringer
ausfallen; sie könnte allerdings auch höher ausfallen.

Durch angemessene Fortschritte bei Effizienz und Suffi-
zienz wird auch sichergestellt, dass ökologisch ambivalente
Technologien wie Elektromobilität (die bisher z.B. mit ei-
nem hohen Ressourcenverbrauch in der Herstellung ein-
hergeht) und Bioenergie nur in einem quantitativ verträg-
lichen Ausmaß genutzt werden. Und dass nicht mehr
Stromleitungen und Speicher konstruiert werden als nötig.

Ein weiterer genereller Hinweis ist nötig. Wie viel Energie
nachgefragt wird, hängt auch davon ab, wie viele Verluste
oder Effizienzgewinne durch Stromnetzausbau, Lang- und
Kurzzeitspeicherung sowie durch Flexibilisierung der Nut-
zung entstehen. In diesem Szenario wurde lediglich die er-
forderliche Langzeit-Stromspeicherung zur Angleichung
der stark schwankenden Tagesproduktionsmengen von
Wind- und Solarstrom an den jeweiligen Strom-Endver-
brauch bei der Ermittlung der Stromnachfragemengen be-
rücksichtigt. Nach der in der vorliegend verwendeten Me-
thodik durchgeführten Simulation in Tagesscheiben müssen
in den Phasen mit Überangebot 26,9% der gesamten jähr-
lichen Stromproduktion in Wasserstoff gewandelt werden,
um die Mangelphasen durch Rückverstromung ausgleichen
zu können. Für die gesamte Wandlungskette Wasserelek-
trolyse – Einspeicherung – Speicherverluste – Rückverstro-
mung resultiert ein Gesamtwirkungsgrad von 29,6%. Die
vergleichsweise hohen Wandlungsverluste sind in der Kal-
kulation berücksichtigt.25
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Über das damit dargelegte Szenario hinaus sind noch
mehr erneuerbare Energien, mehr Effizienz
und/oder mehr Suffizienz nötig, ohne dass dies –

in Ermangelung einer klaren Datengrundlage – konkret
für Deutschland hier im Einzelnen quantifiziert wird. Dies
ergibt sich aus einem schon erwähnten Umstand: Im vor-
liegend durchgerechneten Szenario wird, wie eingangs
erwähnt, die Endenergieperspektive innerhalb Deutsch-
lands dargestellt. Darin ist jedoch eine erhebliche Verzer-
rung zu unseren Gunsten in Saldierung von Im- und
Exporten enthalten. Das Potsdam-Institut für Klimafol-
genforschung errechnet für die EU insgesamt, dass allein
im Zeitraum 1990 bis 2008 der bloße Zuwachs des Saldos
von Im- und Exporten, also die zusätzlichen (!) Produkti-
onsverlagerungen, die gesamte statistische Emissionsre-
duktion der EU-Staaten in Höhe von 10 % überstiegen
haben (Edenhofer u.a. 2011). Dies ist also nicht einmal die
Gesamthöhe der Verzerrung durch den internationalen
Handel, sondern lediglich das, was zu dieser Verzerrung
von 1990 bis 2008 hinzugekommen ist. Da die sukzessi-
ve Umgestaltung westlicher Industriestaaten zu Dienst-
leistungsgesellschaften ebenso weitergeht wie der indus-
trielle Aufschwung in den Schwellenländern, ist eine wei-
tere Verschärfung dieser Verzerrung wahrscheinlich.

Die somit im niedrigen zweistelligen Prozentbereich lie-
gende Verzerrung, so schwer sie auch exakt zu fassen ist,
sollte grundsätzlich ausgeglichen werden.26 Viele Pro-
dukte, die wir konsumieren, werden nicht in Deutschland
hergestellt oder entsorgt. So entsteht ein erheblicher Ener-
giebedarf mit den damit verbundenen Treibhausgasemis-
sionen für Ressourcenbereitstellung, Produktion und
Transport außerhalb unseres direkten Einflussbereiches
auf nachhaltige Energiegewinnung. Daran – und an der
möglichen Vorbildwirkung der Energiewende für andere
Länder – lässt sich auch ersehen, dass Deutschlands Ver-
halten in der Welt mitnichten unbedeutend ist. Ähnliche
Probleme mit solchen räumlichen Verlagerungseffekten
bestehen übrigens für andere Ressourcenfragen, etwa in
der Textil- und der Lebensmittelindustrie auch jenseits der
energetischen Relevanz jener Industriezweige. Eine ver-
stärkte Nutzung der Offshore-Windenergie und der Geo-

thermie oder alternativ mehr Suffizienz (oder mehr Effi-
zienz, sofern technisch noch möglich) wären Wege, um
den so entstehenden Bedarf zu decken, in geringem Um-
fang ggf. auch (siehe schon Abschnitt 3) Aufforstungen.

Um bis zu 95% Treibhausgasemissionsreduktionen zu er-
reichen, müssen wir auch bei den Klimagasemissionsre-
duktionen in der Landnutzung deutlich besser werden.
Landnutzung erzeugt Emissionen nicht nur durch den
Einsatz fossiler Energie für die Mineralölproduktion (dies
ist oben bereits berücksichtigt), sondern beispielsweise
auch durch die Bearbeitung von Böden und durch Land-
nutzungsänderungen. Quellen dafür sind etwa die Be-
wirtschaftung von Böden, bei der gebundenes CO2, Methan
und Lachgas freigesetzt wird. Rund 40% der Kalorien, die
wir in Deutschland durchschnittlich konsumieren, stam-
men aus Fleisch und anderen tierischen Produkten (siehe
BUND u. a. 2014a). Methanausstoß, v. a. von Rind und
Schwein, macht dabei den größten Teil der Emissionen aus,
gefolgt von Emissionen, die bei der Herstellung von Fut-
termitteln entstehen. Eine weitere Quelle von Treibhaus-
gasemissionen ist die Bewirtschaftung von Regenwaldflä-
chen für die Rinderhaltung oder den Anbau von Soja als
Futtermittel. Für einen erheblichen Anteil sind auch Milch-
und Milchprodukte verantwortlich. Allerdings können auf
Weideland gehaltene Tiere helfen, diese Flächen zu nutzen
und einen emissionsintensiven Umbruch zu verhindern.
Vor dem Hintergrund einer klimaverträglichen Tierhaltung
bedeutet das dennoch eine wesentlich geringere Herden-
größe (siehe BUND u. a. 2014a). Ein Verzicht oder eine
starke Reduzierung des Konsums von Fleisch und tieri-
schen Produkten muss also weiterer Bestandteil einer
nachhaltigen Lebensweise sein. Grundsätzlich haben zu-
dem Lebensmittel aus lokaler oder regionaler Produktion
eine bessere Klimabilanz, als solche, die bereits ihren Weg
um die halbe Welt gemacht haben. Biologische Landwirt-
schaft kommt außerdem ohne künstliche, energieintensive
Dünger aus und emittiert tendenziell durch eine schonen-
dere Bodenbearbeitung weniger CO2, Methan und Lachgas.

7 Notwendigkeit weiterer Anstrengungen aufgrund
von Energieimporten und Landnutzungsemissionen
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In der Diskussion um eine Energiewende stehen häufig
finanzielle Aspekte im Vordergrund. An verschiedenen
Stellen ist bereits deutlich geworden, dass Klimaschutz

in einem Spannungsverhältnis zur heute alles dominie-
renden Wachstumsidee steht. Denn wenn es zutrifft, dass
Suffizienz, also Verhaltensänderungen, ein wesentlicher
Teil der Energiewende sein wird, dann kann – wie bereits
im Abschnitt 3 erläutert – weniger verkauft werden (etwa
weniger Urlaubsflüge), was einen ungeplanten Übergang
zu einer Postwachstumsgesellschaft bedeuten könnte. Dies
erfordert intelligente Lösungskonzepte für gesellschaftli-
che Bereiche, die bisher teilweise vom Wachstum abhän-
gen, etwa für den Arbeitsmarkt, die Staatsverschuldung,
die Rentenversicherung und das Bankenwesen mit seinem
Zinssystem. Dies wird nicht einfach; eine Alternative hier-
zu ist jedoch nicht ersichtlich angesichts der verheeren-
den – auch ökonomischen – Folgen, die sich ergeben wür-
den, wenn man stattdessen den Klimawandel weiter lau-
fen lassen würde.

Konzepte von „qualitativem“ oder „grünem“ Wachstum,
also einem wirtschaftlichen Wachstum, das vom Ressour-
ceneinsatz entkoppelt ist, werden dieses Problem mit einer
erheblichen Wahrscheinlichkeit nicht vollständig beseiti-
gen. Neue Technologien wie erneuerbare Energien und
Energieeffizienz versprechen (anders als Suffizienz) be-
triebs- und volkswirtschaftlich gerade Gewinne und schaf-
fen auch Arbeitsplätze, doch muss auch der Wegfall der
bisherigen fossilen Wirtschaft kompensiert werden. Ein
dauerhafter Wachstumspfad ist die Energiewende voraus-
sichtlich nur dann, wenn sie weitestgehend auf techni-
schem Wege gelingt; ausgeschlossen werden kann dies an-
gesichts der Ungewissheit künftiger technischer
Entwicklungen nicht, es bestehen daran wie gesehen al-
lerdings durchaus Zweifel. Ewiges Wachstum bleibt in ei-
ner physikalisch endlichen Welt eine zweifelhafte Vor-
stellung. Auch erneuerbare Energien und Ressourcen für
Solarpanels und Elektroautos, wie im Abschnitt 3 zu Tech-
nik und Verhaltensänderungen dargelegt, stehen nicht
unendlich zur Verfügung. Das spricht wohlgemerkt in
keiner Weise gegen die Energiewende, die zu einem Groß-
teil mit technischen (und damit vorerst noch wachstums-

kompatiblen) Maßnahmen möglich sein wird. Es zeigt je-
doch, dass sich die Energie- und Klimadiskussion nicht ge-
gen die Frage nach den Wachstumsfolgen immunisieren
kann.

Wenn Suffizienz zum Ende der Wachstumsgesellschaft
führen könnte, könnte daraus kurzschlüssig gefolgert wer-
den, dass die Energie- und Klimawende dann wohl doch
nicht, wie in Abschnitt 1 aufgezeigt, wirtschaftlich sinn-
voll ist. Doch das stimmt nicht. Wirtschaftlich sinnvoller
als eine Welt fortlaufender und zunehmender Schäden auf-
grund der fossilen Brennstoffe ist ein geplantes, schritt-
weises wirtschaftliches Umdenken im Sinne einer ernst-
haften Energie- und Klimawende eindeutig. Zudem ist
wie gesagt nicht endgültig klar, ob wirklich Suffizienz nö-
tig sein wird, auch wenn vieles dafür spricht.

8 Energiewende und Wirtschaftswachstum
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9 Bedingungen gesellschaftlichen Wandels:
Wechselspiel der AkteurInnen

Damit ist die reale Transformation hin zur Nachhal-
tigkeit nicht ganz einfach durchzusetzen. Bei Poli-
tikerInnen, UnternehmerInnen und BürgerIn-

nen/KonsumentInnen – oft teufelskreisartig aneinander
gekoppelt – erscheint dabei fehlendes Wissen oft als das
geringere Hindernis. Wichtig sind vielmehr bei Politike-
rInnen, UnternehmerInnen und WählerInnen/Konsumen-
tInnen gleichermaßen verschiedene Faktoren: Normali-
tätsvorstellungen27, Gefühle (Bequemlichkeit, fehlende
raumzeitliche Fernorientierung, Verdrängung, schwierige
Vorstellbarkeit hochkomplexer Kausalitäten zwischen
kleinsten Alltagshandlungen und Konsequenzen wie dem
Klimawandel usw.), Eigennutzen28, tradierte Werte, Pfad-
abhängigkeiten, Kollektivgutstruktur29 zentraler Nachhal-
tigkeitsprobleme wie des Klimawandels u.a.m. All jene Fak-
toren zeigen sich „in den Individuen“ und zugleich als
gesamtgesellschaftliche (letztlich weltweite) „Struktur“.

Eine Wende hin zu mehr Klimaschutz benötigt deshalb alle
AkteurInnen. Nötig ist ein Wechselspiel von besseren po-
litisch-rechtlichen Vorgaben und einem Prozess des so-
zialen Wandels bei uns allen. Gemeint ist damit kein aus-
schließlich intellektueller Wandel (Wissen allein hat wie
erwähnt nur eine begrenzte Relevanz), sondern ein Wan-
del der real gelebten Normalitäten, ein Überdenken emo-
tionaler Restriktionen, klassischer Werthaltungen und be-
stimmter Interpretationen von Eigennutzen. Nur eine
bessere Politik und jener soziale Wandel im wechselseiti-
gen Einfluss aufeinander können die Teufelskreise durch-
brechen. Die Individuen sind dabei sowohl als Konsu-
mentInnen wichtig, als auch als WählerInnen, als Aktive
in Parteien und Vereinen, als InternetaktivistInnen, als Ge-
sprächspartnerInnen im persönlichen Umfeld und als De-
monstrantInnen. Passiert bei den BürgerInnen nichts, wird
auch eine andere Politik nur schwer durchsetzbar sein.
Umgekehrt führen politisch-rechtliche Vorgaben auch zu
einem veränderten Verhalten der Einzelnen. Dass Politik
gänzlich ohne Druck „von unten“ zustande kommt, ist
ebenso unwahrscheinlich wie eine Lösung des Problems al-
lein durch Handeln der Einzelnen ohne Druck „von oben“.
Dies ergibt sich aus den im letzten Absatz beschriebenen
motivationshinderlichen Faktoren. In Wirklichkeit ist das

Wechselspiel durch weitere AkteurInnen wie Unternehmen
natürlich noch etwas komplexer.
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Aufbauend auf die Einsicht in ein notwendiges
Wechselspiel zwischen verschiedenen Handelnden
werden nachstehend Handlungspotenziale der ein-

zelnen AkteurInnen aufgezeigt. Damit werden Möglich-
keiten für das Handeln der Einzelnen und der Unterneh-
men formuliert, Handlungsoptionen für Kommunen auf-
gezeigt, insbesondere aber auch politische Forderungen
entwickelt. Wir beurteilen Maßnahmen dabei danach, was
sie leisten können, wenn sie richtig ausgestaltet sind – wir
kritisieren also beispielsweise die deutsche Ökosteuer nicht
so, dass sie zu niedrig sei und deshalb Ökosteuern witzlos
seien, denn man kann schließlich eine Erhöhung der Steu-
er vorschlagen.

Wir verzichten bewusst darauf, einen exakten Zeitplan für
den Einsatz von Instrumenten sowie eine quantifizierte
Emissionsreduktion anzugeben, die wir mit einer einzelnen
Maßnahme verbinden. Solche Berechnungen sind bei Re-
gierungen und EU-Institutionen immer wieder anzutreffen,
sie wären jedoch in einer hochkomplexen globalisierten
Ökonomie und ihrer vielfältigen Wechselwirkungen nur
mit einer Fülle angreifbarer Vorannahmen möglich. Zudem
werden Emissionsreduktionen häufig nur durch die Kom-
bination verschiedener Instrumente möglich sein, ohne
dass klar gesagt werden kann, welches der beteiligten In-
strumente welche Anteile erbringt – etwa dann, wenn
man eine Bepreisung von Ressourcen mit stadtplaneri-
Aufbauend auf die Einsicht in ein notwendiges Wechsel-
spiel zwischen verschiedenen Handelnden werden nach-
stehend Handlungspotenziale der einzelnen AkteurInnen
aufgezeigt. Damit werden Möglichkeiten für das Handeln
der Einzelnen und der Unternehmen formuliert, Hand-
lungsoptionen für Kommunen aufgezeigt, insbesondere
aber auch politische Forderungen entwickelt. Wir beurtei-
len Maßnahmen dabei danach, was sie leisten können,
wenn sie richtig ausgestaltet sind – wir kritisieren also bei-
spielsweise die deutsche Ökosteuer nicht so, dass sie zu
niedrig sei und deshalb Ökosteuern witzlos seien, denn man
kann schließlich eine Erhöhung der Steuer vorschlagen.

Wir verzichten bewusst darauf, einen exakten Zeitplan für
den Einsatz von Instrumenten sowie eine quantifizierte

Emissionsreduktion anzugeben, die wir mit einer einzelnen
Maßnahme verbinden. Solche Berechnungen sind bei Re-
gierungen und EU-Institutionen immer wieder anzutreffen,
sie wären jedoch in einer hochkomplexen globalisierten
Ökonomie und ihrer vielfältigen Wechselwirkungen nur
mit einer Fülle angreifbarer Vorannahmen möglich. Zudem
werden Emissionsreduktionen häufig nur durch die Kom-
bination verschiedener Instrumente möglich sein, ohne
dass klar gesagt werden kann, welches der beteiligten In-
strumente welche Anteile erbringt – etwa dann, wenn
man eine Bepreisung von Ressourcen mit stadtplaneri-
schen Maßnahmen und einer verstärkten Informations-
vermittlung an die BürgerInnen kombiniert.

10.1 Politisch-rechtliche Maßnahmen auf Bundesebene

10.1.1 Zusammenhang zur transnationalen Ebene und
warum sich Deutschland nicht dahinter ver-
stecken sollte: Ausstiegsregelungen für die fossi-
len Brennstoffe

Auf politischer Ebene gibt es bisher international, euro-
päisch und national eine beeindruckende Sammlung von
klimapolitischen Rechtsnormen, Paketen und Zieldeklara-
tionen, die freilich in einem Spannungsverhältnis zu den
bisher geringen Erfolgen (auch) von Staaten wie Deutsch-
land steht. Insgesamt leidet die bisherige Steuerung an
mehreren Problemen. Stichworte dafür sind u. a. Rebound-
Effekte, Verlagerungseffekte an andere Orte oder in andere
Lebensbereiche und Zielschwäche, also zu lasche Gesetze
in Relation zu den Zielen von 95% Klimagasreduktion und
100% erneuerbaren Energien.

Eine wichtige, wenn auch weiter zu flankierende (dazu die
folgenden Abschnitte) Antwort auf jene Probleme liegt (nä-
her Ekardt 2015, 2014) für Treibhausgase und allgemein für
einen übermäßigen Ressourcenverbrauch wie hier bei den
fossilen Brennstoffen in einem Mengensteuerungs-Modell
(in einem weiten Begriffsverständnis, das auch die indi-
rekte Steuerung über Preise einschließt). Die angemessene
Bepreisung von Ressourcen dergestalt, dass die Verursacher
von Umweltschäden deren Kosten nicht länger der Gesell-

10 Politische Maßnahmen für eine wirksame
Energiewende
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schaft auferlegen dürfen, wird vom BUND unter der Über-
schrift einer ökologischen Steuerreform seit langem gefor-
dert. Ein solcher Ansatz erfasst (ggf. mit parallel verstärk-
ter Bepreisung der Landnutzung) die Gesamtheit der fossilen
Brennstoffe bei den Erstinverkehrbringern dieser Brennstoffe
und reduziert jährlich die zulässige Menge oder legt staat-
lich einen Preis fest, der sich jährlich erhöht (dann erfolgt
die Mengensteuerung indirekt über eine Preissteuerung).
Denkbar ist auch eine Kombination dieser Ansätze sowie
eine Kombination mit dem Abbau diverser Subventionen
zugunsten der fossilen Brennstoffe. Gleich wie man ansetzt:
Dies kommt bei den Verursacher/innen von Treibhausgas-
emissionen, also bei EndverbraucherInnen und Unterneh-
men, als Internalisierung der bisher auf die Gesellschaft ver-
lagerten Kosten (etwa für Klimawandelfolgeschäden) der
fossilen Brennstoffe in allen Lebensbereichen an. Dies setzt
dann einen Anreiz für mehr erneuerbare Energien, mehr Ef-
fizienz – und mehr Suffizienz, wenn allein bessere Technik
nicht ausreicht. Wegen der Abdeckung sämtlicher Emissi-
onsbereiche und den absoluten Grenzen werden durch ein
solches Modell gerade Rebound- und Verlagerungseffekte
vermieden. Und es werden gemäß dem Verursacherprinzip
die Schäden realistisch abgebildet und den Verursachern an-
gelastet, die die Nutzung fossiler Energien auslöst.

Im Grundsatz ist dieser Gedanke nicht an einzelne Staa-
ten gebunden, sondern global wichtig (die BUNDposition
zum internationalen Klimaschutz nach 2012 hat ihn des-
halb in Verbindung mit einem globalen Emissionshandel,
der den nachstehend wiederholten Gedanken folgt, für die
internationale Klimapolitik bereits in die Diskussion ge-
bracht; siehe BUND 2009a). Allerdings ist unwahrschein-
lich, dass sich die Welt bei kommenden Klimakonferenzen
auf ein solches Modell – und auf anspruchsvolle Reduk-
tionsziele in seinem Rahmen – einlässt. Eine konsequen-
tere Bepreisung fossiler Brennstoffe kann allerdings wohl
ohne Wettbewerbsnachteile auch ohne globale Festle-
gungen allein in der EU begonnen werden, wenn sie ggf.
durch – welthandelsrechtlich tendenziell zulässige (Ekardt
2015) – monetäre Grenzausgleichsmechanismen für Im-
porte und Exporte („Ökozölle“) ergänzt wird. Der Weg
wäre eine europaweit steigende schrittweise (alle Bereiche

erfassende) Energiebesteuerung – eine Variante, die vielen
in der Umweltbewegung sympathischer ist – oder eine
grundlegende Reform des EU-Emissionshandels (EU-ETS),
die endlich auf strenge Begrenzungen der Emissionen
setzt, statt bloß ein Geschäftsfeld für das Handeln von Zer-
tifikaten zu eröffnen (ggf. könnte die Handelskomponente
auch ganz oder teilweise entfallen zugunsten einer reinen
Mengenbegrenzung). Wie erwähnt lassen sich diese Wege
auch untereinander kombinieren (insbesondere wenn der
ETS auch künftig nicht sämtliche Einsatzbereiche fossiler
Brennstoffe abdeckt) sowie mit einer Abschaffung um-
weltschädlicher Subventionen kombinieren. Wichtig ist,
egal welcher Weg gegangen wird, die Beachtung von
sechs Parametern30:

• Einführung anspruchsvoller Abgabenhöhen bzw. Men-
genbegrenzung und deren schrittweises Anziehen; dazu
gehört auch, die großen Mengen überschüssiger Zertifi-
kate, die aufgrund zu lascher Mengenziele bisher im EU-
ETS aufgelaufen sind, vom Markt zu nehmen;

• Ausdehnung jener anspruchsvollen Bepreisung fossiler
Brennstoffe auf sämtliche Einsatzbereiche fossiler Brenn-
stoffe statt wie bisher Beschränkung nur auf die Hälfte
der Bereiche wie etwa beim bisherigen EU-ETS (neben
Industrie künftig also auch insgesamt Wärme, Verkehr,
Ernährung usw.); sofern dieser Weg nicht über Abgaben,
sondern über eine Ausdehnung des ETS beschritten wer-
den sollte, müsste dies so geschehen, dass der Emissi-
onshandel künftig am Faktor Primärenergie anknüpft
und ihn bei deren Erstinverkehrbringern, also einer
Handvoll Unternehmen in Europa, bepreist31;

• wegen der Verknüpfung auch vieler Klimagasemissionen
jenseits von Kohlendioxid mit dem Faktor fossile Brenn-
stoffe (siehe Abschnitt 5.7) könnten auf diese Weise die
allermeisten Emissionen erfasst werden;

• Vermeidung von Schlupflöchern, z.B. in Form der Aus-
nahmen bei Abgaben und der Clean Development Me-
chanism beim EU-ETS;
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• sofern man auf den ETS setzt: Einführung einer Voll-
versteigerung sämtlicher Emissionszertifikate, statt sie
wie bis 2012 weitgehend und seitdem immer noch in we-
sentlichen Teilen an die Emittenten zu verschenken;

• parallele stärkere Bepreisung auch der Landnutzung bzw.
zumindest der Landwirtschaft, um Verlagerungseffekte der
Energiewende zulasten von Biodiversität, Böden und Ge-
wässern – und auch Emissionsverlagerungen von fossilen
Brennstoffen hin zu großen Quantitäten von Bioenergie-
pflanzen – zu vermeiden32; generell wirkt die Bepreisung
fossiler Brennstoffe jedoch potenziell entscheidend posi-
tiv auch auf andere Umweltprobleme wie Stickoxidemis-
sionen, Biodiversitätsverluste, Bodendegradation oder
Grundwasserbelastung, vermittelt besonders über die Be-
preisung von Mineraldünger33;

• Einführung von Grenzausgleichsmechanismen gegen-
über Ländern außerhalb der EU, die nicht an dem Sys-
tem teilnehmen oder zumindest vergleichbar wirksame
Maßnahmen ergreifen wollen, sofern sich dies zur Ver-
meidung von Emissionsverlagerungen sowie von Wett-
bewerbsnachteilen als nötig erweist (auch dies wurde be-
reits vorgeschlagen in BUND 2009a). Weiterer Diskussion
bedarf, ob diese nur für einzelne Sektoren oder bei deut-
lich steigenden Energiepreise letztlich flächendeckend
ansetzen sollten.

Die EU würde damit anderen Ländern vormachen, dass ein
gutes Leben und ein massiv verkleinerter ökologischer Fuß-
abdruck möglich sind, und sie zugleich unter Druck setzen,
sich an dem System zu beteiligen und damit die – soweit sie
eingeführt werden – Ökozölle abzuwenden. Realisierbar ist
dies freilich wohl nur dann, wenn die EU zügig, als mo-
mentan noch größter Markt der Welt und damit hochat-
traktiver Handelspartner, in ein solches Modell einsteigt.
Wählt man die Variante über den ETS, lässt sich zudem re-
lativ genau ein (EU-)Emissionsminderungspfad festschrei-
ben, ohne dass damit in Jahresscheiben vorgeschrieben
werden muss, welchen Anteil erneuerbare Energien, Effi-
zienz und Suffizienz im Verhältnis zueinander jeweils er-
bringen (zum Pfad der Energiewende auch Abschnitt 4.2).

Mengensteuerung (direkt über Mengen wie beim Emissi-
onshandel oder indirekt über Preise wie bei Abgaben) ist in
mehrfacher Hinsicht auch unter sozialen Verteilungsge-
sichtspunkten ein guter Weg. Zwar wird Energie so erst ein-
mal teurer, da man nicht sofort zu 100% auf erneuerbare
Energien umsteigen kann, die von dem Modell im Gegen-
zug ja profitieren würden. Doch geschieht der Preisanstieg
eben schrittweise. Zudem kann man die Erlöse global und
teilweise auch national für soziale Ausgleichsmaßnahmen
einsetzt, etwa für einen Finanztransfer in Entwicklungs-
länder, die sich an dem System beteiligen wollen, die durch
das System induzierte rasche Energiewende aber aus Kos-
tengründen sonst nicht bewältigen könnten. Denkbar sind
auch etwas erhöhte Sätze für die soziale Grundsicherung in
Europa zur Vermeidung von Härten; so stellt man sicher,
dass die Grundversorgung nicht gefährdet wird. Sozial ist
das Modell zudem schon deshalb, weil es das soziale Jahr-
hundertproblem Klimawandel abwendet, welches gerade
die Menschen mit weniger Einkommen treffen würde, ein-
schließlich der erwartbaren Preisspiralen bei den schwin-
denden fossilen Brennstoffen.34 Zudem reizt der Ansatz die
Energieeffizienz an, die der wirksamste Weg ist, um Ab-
hängigkeiten von Energiepreisen zu vermeiden. Angegan-
gen werden könnten damit sowohl die langfristigen fatalen
sozialen Wirkungen eines Klimawandels und Ressourcen-
schwundes als auch die Armutsbekämpfung im globalen Sü-
den. Grundlegend hat der BUND in seiner Klimagerechtig-
keits-Position bereits zu den Verteilungsfragen der Energie-
und Klimawende Stellung bezogen (BUND 2015b).

Ungeachtet der großen Relevanz der transnationalen Ebene
sind konkret auf nationaler Ebene in Deutschland Maßnah-
men sinnvoll (und rechtlich machbar). Bundespolitisches
Handeln kann ein Handeln auf EU-Ebene und internationa-
ler Ebene (im Rahmen der Klimaverhandlungen) nach dem
Gesagten nicht vollständig ersetzen, u.a. weil Verlagerungs-
effekte zumindest teilweise auftreten werden. Bundespolitik
kann jedoch Anstöße liefern, ein Vorbild sein und ergänzende
Regelungen treffen. Ähnlich wie bei der Eurokrise sollte
Deutschland sein ganzes Gewicht in der EU in die Waagschale
werfen, um eine EU-Reform im eben beschriebenen Sinne ei-
ner wirksamen Mengensteuerung anzuschieben.



37Grundlagen und Konzepte einer Energiewende 2050

Gelingt ein europäischer Ansatz nicht (was momentan lei-
der zu erwarten ist), ist eine schrittweise (und anspruchs-
volle) Anhebung der Abgaben auf fossile Brennstoffe sowie
die Landnutzung in Deutschland sowie eine Streichung
von Subventionen, die direkt oder indirekt den Einsatz fos-
siler Brennstoffe begünstigen (worunter auch die Nichtan-
lastung gesellschaftlicher Kosten wie z.B. des Klimawandels
bei den fossilen Energieträgern fällt), als Instrument zentral.
Ebenso wichtig ist eine gesetzgeberische Klarstellung, dass
immer dann, wenn in Gesetzen von Wirtschaftlichkeit die
Rede ist (etwa im bei Gebäudesanierungen), damit die Wirt-
schaftlichkeit unter Berücksichtigung der gesellschaftlichen
Folgekosten wie des Klimawandels gemäß dem Verursa-
cherprinzip gemeint ist. Setzt man mit solchen Maßnahmen
statt auf transnationaler auf bundesdeutscher Ebene an, so
lassen sich Rebound-Effekte, mangelnde Zielstrenge und
Vollzugsschwächen ebenfalls effektiv angehen. Strukturell
durch bundespolitische Maßnahmen nicht oder nicht völ-
lig zu vermeiden sind jedoch Verlagerungseffekte geogra-
phischer und sektoraler Art. So kann eine stärkere Beprei-
sung des Verkehrssektors nicht verhindern, dass es aufgrund
des Preisdrucks zu ersparten Energiekosten kommt, die in
vermehrte Auslandsflüge umgesetzt werden (oder dass die
dann in Deutschland weniger nachgefragten fossilen Brenn-
stoffe dann eben vermehrt in anderen Teilen der Welt nach-
gefragt werden). Durch Vorbildeffekte können Verlage-
rungseffekte allerdings teilweise kompensiert werden.

10.1.2 Weitere wesentliche Maßnahmen für die 
Bundespolitik

Die schrittweise Verteuerung der Energie reicht national
und transnational allerdings nicht aus. Es müssen (das il-
lustrieren die nachstehenden Beispiele) insbesondere auch
bestimmte Vorkehrungen gegen Probleme auch der er-
neuerbaren Energien getroffen werden, planerische Maß-
nahmen zur Durchführung von Effizienz- und Erneuerbare-
Energien-Maßnahmen ermöglicht werden, Informationen
für BürgerInnen und Unternehmen bereitgestellt werden so-
wie der Energiemarkt und der Stromleitungsbau organisiert
werden. Preisdruck allein kann all das gerade nicht leisten.
Ebenso sind Subventionen zugunsten der Energiewende an
einzelnen Stellen wichtig, wenn es z.B. darum geht, dass

technologische Optionen überhaupt erst einmal entwickelt
werden, wie die Erfolgsgeschichte des EEG gezeigt hat. Fer-
ner sind bestimmte Ge- und Verbote sinnvoll, also Ord-
nungsrecht. Durch konkrete Ge- und Verbote, selbst wenn
parallel politisch eine Verteuerung von Energie gelingen
sollte, werden Pfadabhängigkeiten vermieden – also dass,
wenn Energie nur schrittweise stärker bepreist wird, vorü-
bergehend weiter in problematische Energieträger und -
nutzung wie die Braunkohle oder in schlecht gedämmte
Häuser investiert wird. Der BUND hat in einer Vielzahl
fachlicher Positionen detaillierte Konzepte für einzelne
Energiesektoren entwickelt, die wichtige Maßnahmen auf
bundesdeutscher Ebene enthalten. Wir benennen hier die
folgenden:

• Wir fordern einen sofortigen Atomausstieg. Dieser wäre
ohne Anstieg der CO2-Emissionen technisch möglich,
wenn sämtliche bereitstehende nachhaltige Alternativen
konsequent umgesetzt würden. Seit dem Jahr 2000 steigt
die Stromproduktion aus erneuerbaren Energien im
Durchschnitt jährlich um 6–10 TWh an und ersetzt die
Stromproduktion von 1–2 Atomkraftwerken. Mit einer
forcierten Umsetzung der effizienten Stromnutzung und
der KWK könnten weitere Atomkraftwerke ersetzt wer-
den (auch ohne Neubau von Kohlekraftwerken). Der So-
fortausstieg würde zudem die Hemmnisse beseitigen,
die dem Ausbau der Alternativen zur Atomenergie noch
entgegenwirken.

• Wir lehnen neue Braunkohle-Tagebaue sowie neuer
Kohlekraftwerke ab und fordern den Stopp von Um-
siedlungen von Orten und Dörfern. Die Verstromung der
Kohle in Deutschland muss bis zum Jahr 2030 auslau-
fen.

• Die weitere übergangsweise Nutzung von Erdgas als
Brückentechnologie sollte, sofern sie nach der genann-
ten Reform vorübergehend noch wirtschaftlich ist, zu-
lässig bleiben. Sie muss nicht mit einer Ausweitung der
Importe verbunden sein. Eine deutliche Reduktion des
Energieverbrauchs durch Wärmedämmung und effi-
zientere Heizungsanlagen lässt genügend Kapazität, um
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einen Teil des im Wärmebereich eingesparten Erdgases
für die Stromproduktion vornehmlich in KWK oder in
hocheffizienten Gas- und Dampfkraftwerken zu ver-
wenden.

• Die Planung der Windenergieanlagen sollte Vorrang-
gebiete in den Flächennutzungsplänen ausweisen, die
sich am gesamten sowie regionalen Ausbauzielen ori-
entieren sowie bestimmte Schutzgebiete im Sinne der
Ausführungen aus Abschnitt 5.1 ausschließen.

• Photovoltaik-Freiflächenanlagen sollten entlang von
Bahnen oder Autobahnen bzw. auf Konversionsfläche
errichtet werden und dies planungsrechtlich so vorge-
geben werden. Ebenso ist sicherzustellen, dass die PV-
Module wie auch die Elektronik der Wechselrichter in
hohem Maße recycelt und wieder verwendet werden
können. Der Neubau oder die Sanierung von Dächern
sollte mit der Prüfung zum Einsatz von PV-Anlagen ver-
bunden werden, und der Ausbau besonders in die Städte
gelenkt werden. Ebenso sollte der Ausbau der PV durch
die gezielte Integration mit steuerbaren Batteriespei-
chern verbunden werden, um durch die Glättung der
Einspeisung bzw. Eigenstromnutzung den Ausbaube-
darf lokaler und regionaler Stromnetze zu mindern.

• Bezogen auf das BUND Szenario wird davon ausgegan-
gen, dass kein Neubau von Wasserkraftanlagen erfolgt,
bestehende Anlagen entweder gewässerökologisch deut-
lich verbessert werden und ihr Stromertrag in diesem Zu-
sammenhang erhöht wird und wenn dies nicht möglich
ist, insbesondere bei Kleinanlagen, ein Rückbau erfolgt.
Bei bestehenden Wasserkraft ist zu prüfen, inwieweit die
Durchgängigkeit verbessert werden kann und eventuell
weitere ökologische Beeinträchtigungen der Gewässer
vermindert werden können. Bei bestehenden Anlagen ist
gesetzlich zu verankern, dass die zur Zielerreichung der
ökologischen Ziele erforderlichen gewässerökologischen
Bedingungen gewährleistet und der Fischschutz was-
serrechtlich durchgesetzt wird. Die EEG-Vergütung ist an
diesen Nachweis zu binden.

• Wärmepumpen sollten entweder lokal gekoppelt mit
KWK-Anlagen mit erneuerbaren Energien oder mittels
Direktbezug mit dem Antrieb mit Strom aus erneuerba-
ren Energien verbunden werden. Kurzfristige Über-
schüsse aus Windstrom reichen dazu aber nicht aus, PV-
Strom fällt in der Heizperiode nur mit geringer Intensität
an. Wärmepumpensysteme sollten daher in Verbindung
mit Wärmenetzen und Wärmespeichern eingesetzt wer-
den. Dann ist die Wärmeerzeugung auch deutlich höher
als wenn Stromüberschüsse nur mittels Heizstäben
(“Power to heat“) ineffizient verheizt werden. Für Zeiten
geringen Stromüberschusses können diese Wärmenetze
wiederum mit Strom aus KWK versorgt werden. Solche
kombinierten Systeme mit KWK und Wärmepumpen
können mit Wärmenetzen sowie Wärmespeichern den
Stromverbund und Stromausgleich zwischen fluktuie-
renden und steuerbaren Systemen sinnvoll auf der Wär-
meseite ergänzen.

• Wenn Tiefengeothermie genutzt wird, ist die genaue
Prüfung und Einhaltung hoher Sicherheitsstandards des
Grundwasserschutzes, der Sicherung gegenüber Radio-
aktivität und die weitgehende Nutzung der Abwärme zu
fordern, wenn nicht ohnehin nur die Wärme genutzt
wird (vgl. BUND 2007).

• Bioenergie (die generell Nachhaltigkeitskriterien erfüllt)
muss auf die in Abschnitt 5.3 dargestellten Verwen-
dungszwecke beschränkt werden. Dies ist ordnungs-
rechtlich vorzuschreiben. Der Ausschluss ökologisch pro-
blematischer Agroenergie über ordnungsrechtliche
Systeme wie die EU-Nachhaltigkeitsstandards ist bisher
weitgehend gescheitert und müsste deshalb über die an-
gesprochene Bepreisung auch der Landnutzung opti-
miert werden, die auch indirekte Landnutzungsänderun-
gen abbildet. Für Biomasse von außerhalb der EU kommt
ein partielles oder vollständiges Importverbot in Be-
tracht. Gegenwärtig wurde durch die Politik zur Förde-
rung der Landwirte als „Energiewirte“ ein erheblicher An-
teil der Biogasanlagen im ländlichen Raum errichtet
und dient den LandwirtInnen auch als nennenswerte
Einkommensquelle. Diese Anlagen sollten in den nächs-
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ten Jahren gezielt auf die Bereitstellung von Leistung für
Stromspitzenzeiten und Versorgungssicherheit umge-
baut werden (Verdopplung der Stromerzeugungsleistung
pro Anlage, Speichererweiterung für Biogas/ Wärme). So-
weit diese Anlagen (in der Regel) mit Mais (bzw. künftig
auch mit Zuckerrüben) als Eingangsstoff versorgt werden,
sollte die Vergütung nach dem EEG einen klaren Vorrang
für den Einsatz von Blühpflanzen vorsehen. Der Einsatz
von gentechnisch veränderten Pflanzen für Energie aus
Biomasse muss ausgeschlossen bleiben. Insbesondere
Biogasanlagen (Mais, Gülle) müssen, soweit diese wei-
terhin betrieben werden, mit hohem Schutz für Natur-,
Grundwasser und umliegende Gewässer versehen werden.
Der Anbau von Lebens- und Futtermitteln hat Vorrang
vor Energiepflanzen. Die Landwirtschaft ist auf ökologi-
sche Landwirtschaft mit einem ausgewogenen Verhältnis
von Acker- und Wiesenfläche bei einer deutlich redu-
zierten Produktion tierischer Nahrungsmittel gezielt und
schrittweise umzustellen.

• Die für 2017 geplante Umstellung des EEG auf ein Aus-
schreibungssystem ist abzulehnen. Ferner ist die Ver-
pflichtung zur KWK-Nutzung im EEG zu stärken. Büro-
kratische Hemmnisse für die Errichtung von
Erneuer bare-Energien-Anlagen sowie kleinen KWK-An-
lagen müssen überprüft werden.

• Entsprechend den guten Erfahrungen mit dem Einspei-
severgütungssystem des EEG sollte die Kraft-Wärme-
Kopplung stärker gefördert werden. So sind die bisher
unzureichenden Sätze des KWK-Bonus nach KWK-Ge-
setz zu erhöhen. Biogasanlagen sollen gezielt mit Gas-
und Wärmespeichern ausgestattet werden, damit diese
mit Ausbau der KWK-Leistung eine flexible Fahrweise
erreichen. Nötig ist ferner ein Verbot für den Bau neuer
thermischer Kraftwerke ohne Kraft-Wärme-Kopplung,
um den Übergang in ein postfossiles Energiesystem zu
beschleunigen. Es wurde dabei schon erläutert, dass die
Bedeutung von KWK aufgrund der sinkenden Anzahl
thermischer Kraftwerke mittel- und langfristig ebenfalls
geringer wird. Sinnvoll wäre dennoch kurz- und mittel-
fristig ein Anschluss- und Benutzungszwang für kom-

munale KWK, wie oben beschrieben, um den Verbrauch
fossiler Brennstoffe zu senken und den Übergang zu er-
leichtern.

• Für Gebäude sind klare Vorgaben nötig. Im Neubaube-
reich sollte nur noch der Bau von Passivhäusern zuge-
lassen werden. Für den Altbaubestand wichtig wäre die
Einführung einer Pflicht, für jedes Gebäude innerhalb
von fünf Jahren einen Sanierungsfahrplan zu erstellen.
Und wie der Staat schon lange für eine Grundsicherung
für die Rente und nun auch für die Pflege im Alter
sorgt, und zwar für alle Mitglieder der Gesellschaft, so
sollte künftig eine Gebäudewerterhaltversicherung für
die in jedem Falle bei Gebäuden in 10, 30 oder 50 Jah-
ren fällige Modernisierung vorgeschrieben werden. Zu-
dem hat der BUND ein Modell entwickelt, welches die
Mieter finanziell bei Gebäudesanierungen entlastet (nä-
her BUND 2015a).

• Wir fordern die Einrichtung eines unabhängigen Ener-
gieeffizienzfonds (insbesondere für Stromeinsparung)
und die Umsetzung des Top-Runner-Prinzips bei tech-
nischen Geräten, also des Prinzips, dass das jeweils ef-
fizienteste Gerät den technischen Mindeststandard für
die Zukunft angibt.

• Im Verkehrsbereich hat auch planungsrechtlich der Aus-
bau des Umweltverbundes mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln, Rad- und Fußverkehr, Taxi und Car-Sharing
Vorrang. Die Bundesverkehrswegeplanung ist dahinge-
hend zu reformieren. Weiterhin sind der Verkehrsträger
Wasserstraße planungsrechtlich zu stärken und die
Dienstwagenbesteuerung zu reformieren. Ferner wirkt
die beschriebene Bepreisung von Energie, die auch den
Luft- und Seeverkehr umfassen muss, auf die geforderte
Umstellung bei der Antriebstechnik hin. Weitere sinn-
volle Maßnahmen wurden andernorts beschrieben.35

• Die planungsrechtlichen Grundlagen für die Strom-
netzplanung sind zu schärfen. Wir fordern, dass bei
der Stromnetzentwicklungsplanung sämtliche Alterna-
tiven im Sinne einer Strategischen Umweltprüfung (SUP)
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einbezogen werden. Hierzu zählen die Minderung des
Stromverbrauchs durch mehr Effizienz und Suffizienz,
die dezentrale Stromerzeugung, der gezielte Ausgleich
zwischen verschiedenen fluktuierenden und steuerbaren
Stromerzeugern (etwa durch KWK), die begrenzte (3%
von Arbeit, 20% der Leistung) Abregelung oder ander-
weitige Nutzung von Spitzenstromangeboten von Wind
und Sonnenstrom, der Einsatz von Hochtemperatursei-
len und Temperaturmonitoring. Der BUND lehnt einen
Stromleitungsausbau ab, der dem Weiterbetrieb von
Kohlekraftwerken dient, die bei verstärkter Einspeisung
von Strom aus erneuerbaren Energien nicht abgeregelt
werden; dies muss planungsrechtlich sichergestellt wer-
den. Neue Stromübertragungstrassen, deren Bedarf un-
abdingbar erforderlich ist, sollen vorrangig den bisheri-
gen Trassenverläufen gemäß des Bündelungsprinzips
folgen. Bestehende Hochspannungsleitungen (110 kV)
sollten hierzu erdverkabelt werden. Die Vorsorgewerte
des BUND für elektrische und magnetische Felder sind
einzuhalten und immissionsschutzrechtlich zu garan-
tieren (BUND 2011b). Wenn diese Werte insbesondere
mit Abständen zur Wohnbebauung nicht eingehalten
werden, sind Erdverkabelungen vorzunehmen. Hierbei
sollten keine breiten 40-50 Meter breiten Schneisen,
sondern Infrastrukturkanäle, die vor allem entlang be-
stehender Straßen und Bahnlinien verlegt werden kön-
nen, zum Einsatz kommen. Auch für die Anbindung von
Offshore-Windenergieanlagen sind die in Abschnitt 5.1
dargelegten Naturschutzanforderungen sicherzustellen.
Beschleunigungen von Planungsverfahren, die zu Las-
ten der Natur und der Rechte der betroffenen Bevölke-
rung gehen, sind kritisch einzuschätzen. Weiterhin sind
Energiewirtschaftsgesetz und Netznutzungsverordnung
so zu ändern, dass Mehrkosten für alternative Führun-
gen von Freileitungen bzw. für Erdkabel, die zugunsten
des Schutzes von Mensch und Natur durchgeführt wer-
den, von den jeweiligen Netzbetreibern als anerkannte
Mehrkosten geltend gemacht werden können.

• Schon aus demokratischen Gründen muss der Einfluss
großer Energiekonzerne in allen Bereichen durch Än-
derungen des Energiewirtschaftsrechts und des Kartell-

rechts begrenzt und verringert werden. Dadurch und
durch weitere Maßnahmen (wie die Abkehr von der 
geplanten EEG-Ausschreibungspflicht, s. o.) sind
dezentra le Modelle der Bürgerbeteiligung an der Energie -
erzeugung sowie die Stadtwerke zu stärken und weiterzu -
entwickeln. Dezentralität der Energieerzeugung ist nicht
nur eine technische Frage, die z.B. die Größenordnung
und Verteilung von Energieanlagen bestimmt, sondern ist
Ergebnis und Voraussetzung für die Beteiligung der Bür-
gerInnen und zugleich ein Weg, den Bezug der Einzelnen
zur Energiefrage und ihrer sinnvollen Lösung zu stärken.
Diese Beteiligung kann erfolgen in Form von Energie-
nutzungsgemeinschaften (z.B. einer Mieter- oder Wohn-
eigentümergemeinschaft, die gemeinsam Anlagen be-
treibt und die Energie nutzt), in Form von kommunalen
Stadtwerken in Städten und Landkreisen, in Form von
Energiegenossenschaften und weiteren ähnlichen Formen
gemeinsamen und gemeinwirtschaftlichen Handelns.
Kleine Strukturen tendieren nach allen bisherigen Er-
fahrungen wenig zu schädlichen Großprojekten. Wir for-
dern ferner, die Belastung der Eigenstromnutzung durch
die EEG-Umlage ersatzlos zu streichen, so auch für die
Nutzung von PV-Strom, durch Mieter oder Wohnungs-
eigentümer, der durch die Vermieter, Mietergemein-
schaften oder andere Erzeuger auf den Gebäuden bzw. in
einem Stadtbezirk erzeugt wird. Es muss hier wie auch bei
der Wärme möglich sein, gemeinsam Strom im Haus
oder einer Siedlung zu verteilen oder abzurechnen.

• Wir fordern eine konsequente und unverzügliche Aus-
richtung der öffentlichen Vergabepolitik, der öffentli-
chen Gebäude und des öffentlichen Fuhrparks auf 100%
erneuerbare Energien sowie auf eine deutlich gestei-
gerte Energieeffizienz und damit auf eine Vorreiterrolle.

• Das bisherige Strommarktdesign im Energiewirtschafts-
recht, also die Frage, wie Strom ins Netz eingespeist, wei-
terverteilt und dabei mit einem Marktpreis versehen wird,
muss reformiert werden. Bisher wurden insbesondere
Braunkohle- und Atomkraftwerke begünstigt. Die öko-
nomische Erzeugungsstruktur von Wind- und Sonnen-
strom ist jedoch völlig anders, da die Investition die 
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Erzeugungskosten gegenüber einer weitgehend grenzkos-
tenfreien Stromproduktion völlig dominiert. Der künftige
Strommarkt muss vom Primat und der „Führungsgröße“ der
fluktuierenden Erzeuger erneuerbarer Energien ausgehen.
Alle anderen Stromanbieter (sowie auch gezielte Abschal-
tungen, Regelenergien) müssen sich diesem Vorrang un-
terordnen. Der BUND favorisiert nach umfassendem Aus-
tausch auch mit den betroffenen Branchen, dass der
Erneuerbare-Energien-Strom künftig zeitnah viertelstun-
denweise auf die Stromvertriebe anteilig zu deren Ver-
kaufsmenge verteilt wird. Die Vertriebe, was teilweise heute
schon erfolgt, sorgen durch Einkauf weiterer Strommengen
aus eigenen oder anderen Kraftwerke für die Bereitstellung
der Strommengen, die sie verkaufen und zudem für die Ver-
sorgungssicherheit. Für diesen Ausgleich stehen neben
größeren (Kohle-)Kraftwerken (deren Betrieb zunehmend
mit steigendem Anteil von Erneuerbare-Energien-Strom re-
duziert wird) zunehmende Flexibilitäten durch regelbare
und ansteuerbare KWK-Anlagen, Wärmepumpen, Spei-
cher, Lastmanagement zur Verfügung. Zudem kann das
gleichmäßig verteilte Angebot von Erneuerbare-Energien-
Strom auch durch gezielten Einkauf von direkt vermarkte-
tem Erneuerbare-Energien-Strom ergänzt werden.

• Die Neuausrichtung staatlicher Forschungsförderung
weg von fossilen und großtechnischen Lösungen muss
zu einem wesentlichen Stückpfeiler für die lokalen, re-
gionalen getragenen Projekte in Bürgerhand werden.
Die Ethik-Kommission empfahl im Jahr 2011 den
Schwerpunkt auf die Themen Energieeffizienz, Dezen-
tralität, Kraft-Wärme-Kopplung, neue Strukturen am
Energiemarkt zu legen. Forschung sollte auch neue For-
men der Bürgerbeteiligung, der energetischen Stadtsa-
nierung zur „infrastrukturellen Daseinsvorsorge“, der
Interaktion und Motivation der Menschen für Energie-
einsparung und Energiewende adressieren.

10.2 Politisch-rechtliche Maßnahmen der Landespolitik
Daneben ist auch die Landes- und Kommunalebene im
Rahmen des oben beschriebenen Wechselspiels relevant,
obwohl die Probleme wie etwa Verlagerungseffekte hier
noch stärker drohen als bei bundespolitischen Maßnah-
men. Landes- und Kommunalpolitik kann Anstöße liefern,
neue Wege ausprobieren und wertvolle Ergänzungen lie-
fern, z.B. bei der Planung einer Stadt der kurzen Wege, zu
der die oben beschriebene Preispolitik bei den fossilen
Brennstoffen die Motivation liefern würde. Wir fordern
von der Landesebene insbesondere die Umsetzung fol-
gender Optionen:

• Schaffung eines Landesklimaschutzgesetzes, das minus
95% Klimagasemissionen bis 2050 und 100% erneuer-
bare Energien im Strom-, Wärme- und Treibstoffsektor
gemessen am international üblichen Basisjahr 1990 ver-
bindlich vorsieht.

• Schaffung klarer raumplanerischer Vorgaben im Wege
einer Überarbeitung des Landesentwicklungsplans und
einer unmittelbaren diesbezüglichen Anpassung der Re-
gionalpläne, um neue Braunkohletagebaue zu verhin-
dern und die Nutzung der bestehenden Tagebaue zum
nächstmöglichen entschädigungslosen Zeitpunkt zu be-
enden.

• Priorität für Schienen-, Bus-, Straßenbahn-, Rad- und
Fußverkehr in der Verkehrspolitik, Straßenbaumittel auf
Erhaltung statt Neubau konzentrieren, sowie Stärkung
der Verkehrsverbünde. Auch eine Stärkung von Car-Sha-
ring sowie der Einsatz innovativer Verkehrsträger wie
Oberleitungsbusse gehören dazu.36

• Unterlassen der bisher teilweise üblichen raumplaneri-
schen Verhinderungsversuche der erneuerbaren Ener-
gien, z.B. durch die „Länderöffnungsklausel“, und statt-
dessen Stärkung von Vorranggebieten für erneuerbare
Energien, natürlich auch unter Beachtung des Natur-
schutzes.
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• Konsequente Nutzung aller Spielräume in der (europa-
rechtlich überformten) Agrarförderung und Neuaus-
richtung für merklich stärkere Honorierung einer res-
sourcenschonenden Betriebsweise, die gleichzeitig die
Belange der Biodiversität zu beachten vermag – fokus-
siert besonders auf den Ökolandbau – und damit Abkehr
vom bislang eingeschlagenen Weg des „weiter so“.

• Konzentration der landespolitischen Fördermittelpolitik
für Unternehmen, Ansiedlungen, Gebäude u.a. auf kli-
mabezogen vorbildliche Aktivitäten.

• Bauordnungsrechtliche Absicherung des verstärkten Er-
neuerbare-Energien-Einsatzes.

• Städteförderung als Instrument des Klimaschutzes nut-
zen.

• Konsequente und unverzügliche Ausrichtung der öf-
fentlichen Vergabepolitik, der öffentlichen Gebäude und
des öffentlichen Fuhrparks auf 100% erneuerbare Ener-
gien sowie auf eine deutlich gesteigerte Energieeffizienz
und damit auf eine Vorreiterrolle.

• Unterstützung der Kommunen in allen genannten Punk-
ten, Unterstützung regionaler Energie- und Klimaschutz -
konzepte Stadt/Land, Bereitstellung der Instrumente für
Wärmekataster, KWK-Standorte, energetische Flächen-
nutzungsplanung, Unterstützung der Kommunen für lo-
kale, regionale Energieberatungszentren, Förderung
durch übergeordnete Bereitstellung von Know-how, Fi-
nanzmittel.

• Unterstützung durch regionale Bündnisse von Handeln-
den, Informationskampagnen, Organisierung und För-
derung der Fortbildung.

10.3 Kommunale Handlungsoptionen
Politisch kann jedoch wie erwähnt nicht nur die Landes-
politik (insbesondere der Landesgesetzgeber, also der Land-
tag und als Verordnungsgeber die Landesregierung) han-
deln. Daneben sollten vielmehr auch die Kommunen ihre
Handlungsoptionen nutzen und die Landesebene sie hierzu
ermutigen. Dass Kommunen – genauso wie die Landespo-
litik – allein die Energie- und Klimapolitik nicht über-
nehmen können, und damit eine Debatte, ob die Energie-
wende nicht allein von den Kommunen ausgehen sollte,
nicht zielführend ist, wurde im vorigen Abschnitt bereits
dargelegt. Ebenso wurde dort dargelegt, dass im Wechsel-
spiel hin zur Energiewende die Kommunen trotzdem eine
wichtige Rolle spielen können. Zentrale Handlungsoptio-
nen für die Kommunen im Bereich Energie/ Klima sind ins-
besondere die folgenden:

• Übergreifende kommunale Klimaprogramme auch über
die nachstehenden konkreten Maßnahmen hinaus als
Rahmung freiwilliger Maßnahmen für den gesamten
Energiebereich inklusive Mobilität, und zwar ohne eine
Beschränkung auf rein technische Maßnahmen;

• Stadtwerke für Strom und Wärme zu 100% auf erneu-
erbare Energien umstellen;

• Ausrichtung der kommunalen Bauleitplanung auf eine
Förderung von erneuerbaren Energien, Energieeffizienz
und KWK;

• Verpflichtung zu kommunalen Energie- bzw. Wärme-
konzepten;

• Modellprojekte etwa in energetischer Gebäudesanierung
(Stadt als Labor der Energiewende);

• Stadtplanung im Sinne einer Stadt der kurzen Wege;
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• Weitere planerische Maßnahmen wie Erstellung von
Plänen für (Ausbau von) Wärmenetzen sowie Festlegung
von Vorranggebieten für Wärmenetze, Erstellung und
Umsetzung von Stadtteil- und Wohnbezirkskonzepten
der Energiewende;

• ÖPNV sowie Fuß- und Radverkehr stadtplanerisch för-
dern;

• Motorisierten Individualverkehr durch Tempolimits,
Parkraumbewirtschaftung u.a.m. beschränken;

• Essen in kommunalen Einrichtungen nachhaltiger und
regionaler ausrichten;

• Vorbildliches Handeln, etwa bei eigenen Gebäuden,
Fuhrpark, Beschaffung;

• Auf- und Ausbau von kommunalen Klimaschutzstellen
mit KlimaschutzmanagerInnen;

• ntegration Energie- und Klimaschutz in verschiedenen
Bereichen (Dezernaten) der Stadtverwaltung selbst und
in Kooperationsprojekten, Netzwerken mit externen Ak-
teurInnen (Wirtschaft, Soziales, Wissenschaft) durch
Aufstellung von Energienutzungsplänen;

• Informatorische Maßnahmen wie Erstellung von Wärme-
und Energiebedarfskatastern, Erstellung von Potenzial-
katastern für erneuerbare Energien, Betrieb und Förde-
rung von Energieberatungsstellen, Öffentlichkeitsarbeit
für diverse Themen des Klimaschutzes, auch Ernährung,
Kaufverhalten, Erprobung neuer Lebensstile und Aktio-
nen, Ermutigung ihrer BürgerInnen zum Handeln, etwa
durch Gründung von Energiegenossenschaften;

• Ausrichtung der kommunalen Wirtschaftsförderung und
Wirtschaftspolitik auf die Energiewende, etwa Verbin-
dung lokaler Abfallwirtschaft mit KWK-Nutzung und
Aufbau lokaler Power-to-Gas-Stationen.

10.4 Handlungsoptionen der Einzelnen
Durch die Einsicht, dass eine wirksame Energiewende nur
im Wechselspiel gelingen kann, sind auch die Einzelnen ge-
fordert. Allein durch politische Maßnahmen kann die Ener-
giewende nicht gelingen, wenn, wie gezeigt, die Einzelnen
und die Politik wechselseitig voneinander abhängen und
(siehe Abschnitt 9) ein Aktivwerden aller einzelnen 
AkteurInnen gegen den Klimawandel nicht hinreichend
wahrscheinlich ist. Umgekehrt können die einzelnen Bür-
gerInnen allein das Problem ohne politisch-rechtliche Vor-
gaben kaum abschließend bewältigen. Das folgt schon aus
dem Kollektivgutproblem, welches ein Handeln der Ein-
zelnen schwieriger macht als ein kollektives – also durch
politisch-rechtliche Vorgaben in eine gemeinsame Richtung
gesteuertes – Handeln gemeinsam mit allen anderen Men-
schen. Zudem wäre allein in der Perspektive der Einzelnen
zu wenig klar, was genau die Einzelnen tun und wie weit-
gehend sie ihr Verhalten ändern müssen. Speziell techni-
scher Wandel ist den Einzelnen ohne politisch-rechtlichen
Rahmen weniger leicht verfügbar. Dass die Einzelnen bzw.
die Summe der BürgerInnen durch individuelles Handeln
die Energiewende nicht ohne ergänzende politisch-recht-
liche Vorgaben bewältigen können, ergibt sich auch aus
den erwähnten sonst drohenden Verlagerungseffekten.

Der/die Einzelne hat dennoch persönlich nicht unerhebli-
che Möglichkeiten.

• Über meine Ernährung kann ich (in Deutschland) weit-
gehend selbst entscheiden; saisonale, regionale und öko-
logische Produkte benötigen für Herstellung und Trans-
port weniger Emissionen als andere.

• Ebenso kann ich selbst über meinen Stromanbieter ent-
scheiden. Ein Wechsel zu einem Ökostromanbieter ist
einfach und je nach Angebot nicht mit höheren Kosten
verbunden. (mehr Infos unter: z.B. www.atomausstieg-
selber-machen.de)

• Gleiches gilt für die Art meiner Fortbewegung im Alltag:
Gibt es die Möglichkeit, Fahrgemeinschaften für die
Fahrt zur Arbeit zu bilden? Bin ich mit dem Fahrrad viel-
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leicht schneller bei der Chorprobe? Kann mein Kind viel-
leicht den Öffentlichen Nahverkehr zur Schule nutzen,
anstatt gebracht zu werden? 

• Oder im Urlaub: Ist für Entspannung, Erholung oder tolle
Erlebnisse wirklich maßgeblich, dass ich an einen Ort ge-
flogen bin? Gibt es nicht in der Nähe noch Spannendes
zu entdecken? Und wenn nicht, ist nicht eine Reise per
Zug oder Bus bereits ein Teil des Urlaubs?37

• Auch wie viele elektrische Geräte ich habe und nutze,
unterliegt meiner eigenen Entscheidung. Gibt es Mög-
lichkeiten, Geräte, die ich selten brauche, auszuleihen
oder Dinge, die nicht mehr funktionieren zu reparieren?
(z.B. www.wir.de oder einfach mal bei der Nachbarin
klopfen) Dazu zählen übrigens auch Kommunikations-
und Informationsgeräte wie Computer, Mobiltelefone,
etc. Vielleicht reicht hier ja ein aufgewertetes Ge-
brauchtprodukt. (z.B. www.greenpanda.de)

• Insgesamt ist es mir überlassen, wie viele Dinge ich
kaufe. Auch für die Produktion neuer Kleidung werden
große Mengen Energie benötigt. Dabei werden Second-
Hand-Angebote immer attraktiver und hochwertigere
Anschaffungen halten meist länger als eine Saison. Bei
Neuanschaffungen von energieintensiven Geräten wie
Waschmaschinen und Kühlschränken kann ich auf den
Verbrauch und Energiestandards achten. (z.B. www.eco-
topten.de)

• Möglich ist ferner, gemeinsam mit anderen BürgerInnen
Energiegenossenschaften und ähnliche Formen gemein-
samer Investitionen in eine nachhaltige Energieversor-
gung zu tätigen, also beispielsweise in Windräder und
Solardächer, sofern ich solche nicht allein anschaffen
kann oder möchte. Durch eine solche „Energiewende von
unten“ befördert man zugleich die möglicherweise ge-
rade wünschenswerte Dezentralisierung der Energiever-
sorgung und erspart auch den Bau eines Teils ansonsten
benötigter neuer Energieleitungen und -speicher.

• Und vor allem kann ich mich in der im letzten Abschnitt
beschriebenen Weise politisch engagieren, um an vielen
Stellen das Wechselspiel für und mit einer besseren
Energie- und Klimapolitik in Gang zu setzen.

10.5 Die Rolle der Unternehmen
Auch freiwilliges unternehmerisches Handeln kann zur Lö-
sung der Energie- und Klimaproblematik einen wichtigen
Beitrag leisten (man kann auch von Unternehmensver-
antwortung oder CSR sprechen). Aus den gleichen Grün-
den, wie sie schon im letzten Abschnitt zu den Einzelnen
einleitend aufgeführt wurden, ist es freilich wenig wahr-
scheinlich, dass allein ein freiwilliges unternehmerisches
Handeln die Energiewende bewerkstelligen kann. Bei
Unter nehmen kommt im Vergleich zu den Einzelnen er-
schwerend hinzu, dass diese sich am Markt behaupten
müssen und ein freiwilliges Handeln damit auch daran
scheitern kann, dass das Unternehmen durch das freiwil-
lige Engagement – sofern es einen nennenswerten Umfang
annimmt – finanzielle Nachteile erleiden kann.

Interessant sind für freiwilliges unternehmerisches Handeln
damit insbesondere solche Optionen, die dem Unterneh-
men Gewinn versprechen oder die zumindest in etwa kos-
tenneutral sind. Dies trifft gerade auf Energieeffizienz-
maßnahmen in aller Regel zu; auch eine Umstellung der
eigenen Energieversorgung auf erneuerbare Energien wird
häufig hierunter fallen. Ebenso kann die Mobilität der ei-
genen Angestellten durch eine Vielzahl von Maßnahmen
wie etwa die Anregung der Bildung von Fahrgemein-
schaften ökologisch positiv beeinflusst werden.
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Anhang

Abb. 12: Energiequellen der Niedertemperaturwärme

Abb. 11: Primärenergieverbrauch�
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Abb. 13: Energiequellen der Stromerzeugung

Abb. 14: Stromverwendung 
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1 Dass weder dies noch überhaupt der mangelnde Klimaschutz mit den Grundrechten – und
daran geknüpft auch mit dem Verursacherprinzip – vereinbar ist, wird in Abschnitt 2 behan-
delt.

2 Die BUNDposition zur Klimagerechtigkeit im zukünftigen internationalen Klimaschutz
(BUND 2015b) rechnet dies im Einzelnen aus.

3 Da das vorliegende Konzept keinen jahresgenauen Pfad angibt (siehe Abschnitt 4.2 zur
Methodik), kann eine exakte Jahreszahl für Strom nicht ohne weiteres angegeben werden.
Bei einer Jahreszahl 2030 ist unterstellt, dass im Verkehrssektor und auch bei der Wärme, die
teilweise im Folgenden für eine künftige Umstellung auf Strom vorgeschlagen werden, noch
nicht in vollem Umfang jene Umstellung vollzogen wurde. Vorausgesetzt werden müsste für
ein 2030-Ziel zudem, dass der langfristig über Stromnetze, Speicher, Einspeisemanagement,
Power to Gas u.a.m. (näher Abschnitt 5.6) in zentralen Teilen schon funktioniert.

4 Also das Betreiben von Kraftwerken, momentan in der Regel für Kohlekraftwerke diskutiert,
mit Abscheidung und unterirdischer Speicherung des beim Betrieb erzeugten Kohlendioxids. 

5 Die in Abschnitt 6 genannten Energieeinsparungen, die notwendig sind, um das hier darge-
stellte Zielszenario zu erreichen werden nicht eindeutig in Effizienz- und Suffizienzmaßnah-
men unterteilt, weil dies zum einen einer klaren definitorischen Abgrenzung bedürfte (ist das
zurücklegen der gleichen Strecke mit dem Fahrrad statt des Autos bereits eine Verhaltensän-
derung oder nur die Nutzung einer anderen Technologie), die zum anderen an dieser Stelle
nicht maßgeblich ist. Siehe z. B. Fraunhofer 2013 für eine Studie mit konkreten Zwischenzie-
len, und Fraunhofer 2015 für die regionale Umsetzbarkeit von 100 % erneuerbaren Energien.

6 Welche Rolle freiwilliges Handeln von BürgerInnen und Unternehmen und welche Rolle die
Politik spielen kann, erörtern wir – für erneuerbare Energien, Energieeffizienz und Suffizienz
– in Abschnitt 10.

7 Also die gezielte Beeinflussung des Globalklimas etwa durch gesteuertes Algenwachstum in
den Weltmeeren – wobei derartige Überlegungen (ganz abgesehen von den Nebenwirkun-
gen) bisher rein theoretische und mit hoher Wahrscheinlichkeit gar nicht umsetzbare Wege
darstellen.

8 Im entwickelten Szenario werden Ziele für Energieeinsparungen und den Umstieg auf erneu-
erbare Energien genannt, die sich auf den von uns gewünschten Endzustand beziehen, der
2050 erreicht sein soll. Dies ist nicht ohne Zwischenziele und Umstellungsprogramme mög-
lich, die jedoch in diesem Papier nicht quantifiziert werden. Auf notwendige Maßnahmen
wird in Abschnitt 10 eingegangen. Konkrete Ausbauziele und Ziele zu Energieeinsparungen
mit kürzeren Zeithorizonten finden sich z.T. in den spezifischen BUND-Positionspapieren,
stellen jedoch keinen Widerspruch, sondern lediglich einen Baustein zu der hier umfassend
betrachteten Energiewende dar. 

9 100prosim ist ein Simulator, der es ermöglicht, Modelle für eine Energieversorgung aus 100
% erneuerbaren Energiequellen innerhalb eines regionalen Bezugsrahmens zu erstellen. Wei-
tere Informationen finden sich unter www.wattweg.net.

10 Das Modell geht von einer konstanten Bevölkerung (Stand 2010) aus, also von einem Sich-
Ausgleichen von sinkenden Geburtenzahlen, steigender Lebenserwartung und Migration.
Kommt es stattdessen zu einer abnehmenden Bevölkerung, wären (wenn man, wie in
Abschnitt 2 angedeutet, von gleichen Pro-Kopf-Emissionsrechten aller Menschen weltweit
ausgeht) alle nachstehenden Zahlen dieses Papiers entsprechend geringer anzusetzen. 

11 Forstwirtschaftlich genutzte und nicht genutzte Flächen, wie beispielsweise Totalreservats-
flächen, die für eine energetische Holznutzung nicht relevant sind. Die Datenlage in Bezug
auf ungenutzte Flächen ist mangelhaft; hier werden 10 % der Waldflächen als ungenutzte
Fläche angenommen.

12 Dies meint alle landwirtschaftlich genutzten Flächen; neben Ackerflächen sind auch Grün-
land-, Heide- und Moorflächen enthalten.

13 BMU 2007. Bislang sind keine deutschlandweiten Daten verfügbar, um zu ermitteln, wie
viel Waldfläche nicht für forstwirtschaftliche Zwecke verwendet wird. 

14 Unter Gebäude- und Freiflächen fallen hier Siedlungsflächen für Wohnen, Gewerbe und
Industrie. Nicht darin enthalten sind öffentliche Verkehrsflächen, Erholungsflächen,
Betriebsflächen und Friedhofsflächen.

15 In diesem Papier werden der Lesbarkeit halber möglichst große Maßeinheiten verwendet. 1
TWh = 1000 GWh; 1 GWh = 1000 MWh; 1 MWh = 1000 kWh. Die im Anhang befindlichen
Tabellen geben GWh/a an. Der reduzierte Brutto-Gesamtbedarf in unserem Szenario beträgt
1.158.559 GWh (~1.169 TWh). Zum Vergleich: momentan verbraucht ein Zwei-Personen-
Haushalt 2200 kWh/a Strom. 

16 In seiner Studie zur Ermittlung des Windenergiepotenzials stellt z.B. das Umweltbundesamt
fest, dass eine Flächennutzung von ca. 14 % unter Naturschutzaspekten nutzbar wären,
allerdings ohne die Wirtschaftlichkeit zu betrachten (UBA 2013c). 

17 Flächen, deren „ökologischer Wert infolge der ursprünglichen wirtschaftlichen oder
militärischen Nutzung schwerwiegend beeinträchtigt ist.“ (Clearingstelle EEG 2010)

18 Prozesswärme im Temperaturbereich oberhalb von 100 Grad Celsius umfasst den Wärme-
bedarf von Produktionsprozessen in Industrie, Gewerbe und Haushalten (vom Hochofen bis
zum Backofen).

19 Vgl. Horlacher 2003, S. 11.

20 Zum Vergleich: Ein herkömmliches fossiles Großkraftwerk hat einen Wirkungsgrad von 35-
45 % der Primärenergie.

21 Zur zunehmenden Begrenzung des Anwendungsbereichs von KWK angesichts des Auslau-
fens der fossilen Brennstoffnutzung siehe Abschnitt 6.

22 Die KWK ist wesentlicher Teil der Energiewende heute, mittelfristig und langfristig. KWK ist
ein Prinzip und kein Brennstoff. Das Prinzip ist immer, unabhängig vom Energieträger, dass
Wärmeerzeugung mit Stromerzeugung verbunden wird bzw. bei Stromerzeugung die
Abwärme genutzt wird. Der BUND setzt sich dafür ein, dieses Ziel zum Jahr 2020 zu errei-
chen. Hierzu sollen Wärmenetze auf- und ausgebaut werden, Blockheizkraftwerke errichtet
werden. Schon jetzt kommt eine wichtige künftige Rolle der KWK hinzu – der Einsatz flexi-
bel steuerbarer KWK-Anlagen zum Ausgleich fluktuierender Stromerzeugung aus Wind und
Sonnenenergie. Die bisher auf lange Laufzeiten ausgelegten Anlagen und Konzepte verän-
dern sich hin zur Abdeckung von Spitzenzeiten. Dies gilt sowohl für Anlagen in Kommunen
und Industrie als auch für Biogasanlagen. KWK-Einsatz kann Netzausbau verringern im
Rahmen regionaler integrierter Stromangebote. Wesentlich wird sein, dass KWK immer
mehr mit Wärmenetzen (Fernwärme, Nahwärme, Verbund von Gebäuden) verbunden ist. In
diese Wärmenetze kann dann die KWK Wärme liefern, wenn KWK Strom fehlenden Strom
aus Wind und Sonne ausgleicht, es können Wärmepumpen einspeisen, wenn Wind – und
Sonnenstrom überschüssig vorliegen. Zugleich kann Solarwärme in diesen Wärmenetzen
sinnvoll genutzt werden. Längerfristig (2040–2050) wird sich die Brennstoffbasis der KWK
weitgehend auf die Rückverstromung und Wärmenutzung aus (erneuerbare erzeugtem)
Power-to-Gas verlagern. Weitere Wärmenutzung über Kälteerzeugung (Ad-, Absorption) ist
hierbei nicht modelliert.

23 (1) Gebäude im Passivhausstandard mit einem spezifischen Heizwärmebedarf von 15 kWh
pro Quadratmeter und Jahr (ein Zehntel des heutigen Durchschnitts von 148 kWh/m2/a),
der sich am ehesten bei Neubauten, in Einzelfällen aber auch durch konsequente energeti-
sche Sanierung erreichen lässt. Da im Zuge der Einsparungen auf ein Wachstum der beheiz-
ten Flächen verzichtet wurde, sind Neubauten immer nur als Ersatz für abzureißende
Bestandsgebäude möglich. Wir sprechen uns für eine Neubaurate (ausschließlich nach dem
Passivhausstandard) von 1 % jährlich aus. Zum Vergleich: Heute liegt die Neubaurate zum
Ersatz von Bestandsgebäuden bei unter 0,1 %, wobei zudem die energetische Qualität noch
weit hinter dem Passivhausstandard zurück liegt. (2) Energetisch sanierter Gebäudebe-
stand, für den als Ziel – ambitioniert aber machbar – ein durchschnittlicher spezifischer
Heizwärmebedarf von 60 kWh/m2/a angesetzt wurde. Das vorliegende Konzept avisiert zur
Erreichung des gewählten Standards eine Sanierungsrate von 2 % jährlich. Zum Vergleich:
Heute liegt die Sanierungsrate bei etwa 0,7 %, wobei zudem die energetische Qualität noch
weit hinter dem hier getroffenen Ansatz zurück liegt. Mit diesen getroffenen Ansätzen wäre
der gesamte Gebäudebestand innerhalb von 33 Jahren in einem zukunftsfähigen Zustand,
ein Drittel der beheizten Flächen befänden sich in Passivhäusern, Zweidrittel in energetisch
sanierten Gebäuden. Wenn die Neubau- und Sanierungsraten kurzfristig auf die genannten
Werte hochgefahren werden, ist die Maßnahme im Zeitrahmen bis 2050 leistbar.

24 Eine gemeinsame Studie der Umweltverbände WWF, BUND, Germanwatch, NABU und VCD
kommt ebenfalls zu dem Schluss, dass im Verkehrssektor eine Reduktion der Energienach-
frage um 70 % machbar ist, wenngleich dort ein höherer Anteil an Reduktionen im Güter-
flugverkehr und eine geringere Reduktion des motorisierten Individualverkehrs angenom-
men wird (WWF, BUND u. a. 2014). Es handelt sich dabei um einen gemeinsamen Vorschlag
der Verbände, der nicht notwendigerweise vollständig mit BUND-Positionierungen
deckungsgleich sein muss.

Fußnoten
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25 Die Kurzzeit-Stromspeicherung zum Ausgleich von Über- und Unterangebot jeweils inner-
halb eines Tages blieben aus Gründen der Komplexitäts-Reduktion dagegen unberücksich-
tigt. Da hierfür überwiegend Speicher mit wesentlich höheren Wirkungsgraden und damit
geringeren Wandlungsverlusten zum Einsatz kommen (Batterien, Pumpspeicher-Kraftwer-
ke, Druckluftspeicher) erscheint diese Vereinfachung vertretbar. Allerdings fehlen die
Wandlungsverluste der Kurzzeit-Stromspeicherung in der Kalkulation, die damit etwas zu
optimistisch ausfällt. Mit Flexibilitätsoptionen (zeitliche Anpassung des Stromverbrauchs
an das Angebot – „Smart Grid“ oder „Smart Meter“) lässt sich der Bedarf an Stromspeiche-
rung in gewissen Grenzen verringern. Allerdings sind die möglichen Flexibilisierungsmaß-
nahmen aus heutiger Sicht zum größten Teil auf zeitliche Verschiebungen innerhalb eines
Tages beschränkt. Sie wirken so überwiegend auf eine Verminderung der Kurzzeit-Strom-
speicherung, deren Verluste ohnehin nicht im Szenario berücksichtigt sind. Der Langzeit-
Stromspeichersimulation liegt die anspruchsvolle Annahme eines entsprechend leistungs-
fähig ausgebauten deutschen Stromnetzes zugrunde, das den Ausgleich zwischen unter-
schiedlichen Wetterzonen innerhalb Deutschlands erlaubt. Durch eine noch darüber
hinausgehende Verstärkung des Netzes zum europaweiten Ausgleich über verschiedene
Wetterzonen hinweg ließe sich eine gewisse Verringerung des Kurzzeit- und Langzeit
Stromspeicherbedarfs und der damit verbundenen Verluste erreichen. Dies wurde im Rah-
men dieses Szenarios aber nicht quantifiziert.

26 Vollständig möglich ist dies allerdings nicht. In der BUNDposition zur Klimagerechtigkeit im
zukünftigen internationalen Klimaschutz (BUND 2015b) wird im Einzelnen vorgerechnet,
dass zum globalen Klimaschutz angesichts seiner Leistungsfähigkeit und seiner historisch
hohen Emissionen Deutschland eigentlich weit mehr als 100 % an Emissionen bis 2050 oder
sogar schon bis 2030 reduzieren müsste. Dies ist jedoch unmöglich. Deshalb wird dort ein
Modell entwickelt, wie Deutschland einen Teil seiner Reduktionsverpflichtung durch inter-
nationale Finanzierungsleistungen erfüllen kann (zusätzliches Geld ist für Klimawandelan-
passung und Klimawandelschäden in anderen Ländern nötig).

27 Wir leben in einer Welt, in der ungeachtet aller Rhetorik ein Leben und Wirtschaft mit
hohem Ressourcenverbrauch eben „üblich“ ist; der nächste Flugplatz, die nächste Tankstel-
le, der nächste Facebook-Freund mit Urlaubsfotos aus Malaysia usw. sind nie weit entfernt,
und unterschwellig orientiert auch unser Handeln sich in zentralen Hinsichten an diesen
„Normalitäten“ (die sich bei Menschen immer auch kollektiv entwickeln und dabei meist
nur langsam wandeln).

28 PolitikerInnen wollen häufig wiedergewählt werden und bevorzugen deshalb kurzfristige
statt langfristorientierte Entscheidungen. Ebenso bevorzugen Unternehmen häufig den
schnellen Absatz – und wollen generell überhaupt Gewinn machen. Für BürgerInnen gilt die
Erkenntnis, dass Menschen nicht überwiegend altruistisch motiviert sind, im Grundsatz
ebenso.

29 Es können auch nicht einzelne BürgerInnen, PolitikerInnen, UnternehmerInnen „sich ihr per-
sönliches stabiles Klima retten“ – dies geht nur gemeinsam, was auf den einzelnen Hand-
lungswilligen demotivierend wirken kann.

30 Genau weil die nachstehenden Bedingungen etwa vom bisherigen EU-ETS nicht eingehalten
werden, ebenso wie von vielen Ökosteueransätzen, hat der BUND immer wieder die grund-
legende Verbesserung solcher Steuerungsansätze gefordert, etwa zuletzt zum EU-ETS (siehe
BUND 2014b).

31 Es wären in einem solchen Upstream-ETS die Erstinverkehrbringer fossiler Energie, bei
denen die schrittweise Emissionsverringerung ansetzen würde – und die die Kosten dafür an
andere Unternehmen und die VerbraucherInnen weiterreichen würden (auch dazu bereits
BUND 2009a).32 Bepreisung in der Landnutzung kann, soweit die fossilen Brennstoffe
(etwa im Mineraldünger) gemeint sind, wiederum über Abgaben, ETS oder Subventionsstrei-
chungen erfolgen. Die sonstigen Landnutzungsemissionen etwa aufgrund von Landnut-
zungsänderungen sind dagegen einer Steuerung durch einen ETS aktuell nicht zugänglich,
da die entsprechenden Emissionen nicht präzise erfasst werden können. Möglich ist es
dagegen, bestimmte Landnutzungsformen etwa durch Abgaben ohne direkte Orientierung
an einer konkret gemessenen Emissionshöhe stärker zu belasten.

33 Wird der Mineraldünger stärker bepreist, wird zugleich die ökologisch vorteilhafte Weide-
haltung von Tieren deutlich gegenüber der Massentierhaltung prämiert, was sich in den
dabei erzeugten Nahrungsmitteln im Preis niederschlägt.

34 Zum Projekt des BUND mit der Caritas „Stromsparcheck“ siehe www.stromspar-check.de. 

35 Ausführlicher dazu WWF, BUND u.a. 2014 in einem umfassenden Verkehrskonzept; es han-
delt sich dabei um ein gemeinsames Papier der Umweltverbände und nicht um eine reine
BUND-Positionierung. Dort wird zugleich eine Strategie angeboten, die die Ungewissheit
über die Weiterentwicklung verschiedener denkbarer Technikvarianten in Rechnung stellt.

36 Ausführlicher dazu WWF, BUND u.a. 2014 in einem umfassenden Verkehrskonzept; es han-
delt sich dabei um ein gemeinsames Papier der Umweltverbände und nicht um eine reine
BUND-Positionierung.

37 Zur Frage, ob sich z. B. Flugreisen nicht einfach durch Baumpflanzungen (vermittelt ggf.
über entsprechende Anbieter wie Atmosfair) kompensieren lassen, siehe Abschnitt 3. Dem-
gegenüber kommt eine Kompensation z. B. durch zusätzliche Energieeffizienz- oder Suffizi-
enzmaßnahmen rechnerisch nur in Betracht, wenn diese Maßnahmen über die im vorlie-
genden Konzept ohnehin vorgesehenen Schritte hinausgehen.
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